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1. Einleitung
1.1 Ausgangslage
Im Zusammenhang mit der zunehmenden globalen 
Vernetzung von Wirtschaftsprozessen stellt sich im-
mer	deutlicher	die	Frage	nach	den	sozialen	und	ökolo-
gischen Folgen unternehmerischer Tätigkeiten. Solan-
ge keine international anerkannten Regeln existieren, 

besteht im Wett-
bewerb um Inve-
stitionen die Ge-
fahr, dass soziale 
und	 ökologische	
Standards nicht 
eingehalten wer-
den oder sogar 

absinken. Die Schattenseiten des Globalisierungspro-
zesses geraten oft erst durch spektakuläre Katastro-
phen	auf	dramatische	Weise	 ins	öffentliche	Blickfeld.	
So wie beim Einsturz des Rana Plaza (Bangladesch), 
in denen 18 Textilfabriken untergebracht waren. Ver-
ursacht durch erhebliche Baumängel starben über 
1.100 vorwiegend junge Textilarbeiterinnen, 2.500 
wurden verletzt. Solche und ähnliche Beispiele ver-
deutlichen, dass Unternehmenstätigkeiten die Arbeits-, 
Lebens- und Umweltbedingungen entlang der gesam-
ten	Wertschöpfungskette	beeinflussen:	 in	den	Unter-
nehmenszentralen, den Niederlassungen und den 
Zulieferbetrieben mit Ausstrahlungseffekten auf das 
jeweilige lokale und regionale Umfeld. Dies geschieht 
permanent und ist mit mehr oder weniger großen sozi-
alen	und	ökologischen	Risiken	verbunden.

Auch die Unternehmen selbst sind durch die sozi-
al-ökologischen	 Risiken	 ihrer	 Wertschöpfungspro-
zesse gefährdet. Es drohen im Falle unehrenhafter 
oder rechtswidriger Geschäftspraktiken Imagever-
luste und Umsatzeinbußen durch Kundenboykott, 
Sanktionen oder den Abbruch von Lieferbezie-
hungen.	 Wirtschaftsunternehmen	 benötigen	 ein	
Fundament an (international) gültigen sozialen und 
ökologischen	 Regeln,	 wenn	 sie	 verhindern	 wollen,	
dass der Konkurrenzkampf über die Inkaufnahme 
schlechter Arbeitsbedingungen, Menschenrechts-
verletzungen und Umweltschäden ausgetragen wird 
und	sie	aufgrund	der	öffentlichen	Wirkung	mit	Wett-
bewerbsnachteilen rechnen müssen. Die als Reakti-
on auf die Rana-Plaza-Katastrophe angekündigten 

Verbesserungen (hinsichtlich gewerkschaftlicher Ak-
tivitäten, Arbeitsschutz, Lohnzahlungen, Brand- und 
Gebäudeschutz)	sind	zwar	bis	heute	nicht	eingelöst	
worden.	Dennoch	haben	der	öffentliche	Druck	und	
die Initiative des Ministeriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit in Deutschland zu einem Bündnis 
für nachhaltige Textilien („Textilbündnis“) geführt, 
zu	dem	ein	Aktionsplan	gehört	und	dem	sich	nach	
anfänglichem	 Zögern	 über	 130	 Unternehmen	 und	
Organisationen (Stand Juli 2015) angeschlossen ha-
ben mit dem Ziel der Durchsetzung von Umwelt- und 
Sozialstandards in den Lieferketten.

Die Herausbildung von CSR-Konzepten

Bereits seit Jahrzehnten bemühen sich verschie-
dene Institutionen darum, international gültige Re-
gelungen zur   gesellschaftlichen Verantwortung zu 
entwickeln und im Dialog mit unterschiedlichen An-
spruchsgruppen einen breiten Konsens herzustellen. 
Beispiele sind die Aktivitäten der Internationalen Ar-
beitsorganisation ILO, der Vereinten Nationen oder 
der OECD. Ein bedeutender Schritt in Richtung der 
gegenwärtigen konzeptionellen Ausrichtung besteht 
in der Zusammenführung der CSR-Aktivitäten mit 
dem Nachhaltigkeitsdiskurs. Damit decken sich bei-
de Entwicklungslinien - CSR und Nachhaltigkeit - in 
wesentlichen Bereichen. Seit Ende der 1990er Jahre 
sind verschiedene CSR-Rahmenkonzepte entstan-
den, die beide Entwicklungen in einer gemeinsamen 
strategischen Ausrichtung verbinden. Auch wenn 
die Geschichte der gesellschaftlichen Verantwor-
tung von Unternehmen bereits Jahrhunderte zurück-
reicht (der Begriff „Der Ehrbare Kaufmann“ entstand 
im 12. Jahrhundert, der Begriff „Nachhaltigkeit“ im 
18. Jahrhundert), wird die Debatte heute vorrangig 
durch die seit Ende des 20. Jahrhunderts entstande-
nen CSR-Rahmenkonzepte verdichtet. Die verschie-
denen Nachhaltigkeitsansprüche an Unternehmen-
stätigkeiten lassen sich durch eine Bündelung und 
entsprechende Erläuterungen in den CSR-Rahmen-
konzepten jetzt sowohl inhaltlich als auch organisa-
torisch wesentlich konkreter und bindender formulie-
ren als das zuvor der Fall war (zur Entwicklung von 
CSR siehe Loew u.a. 2004, Schneider 2012).

Mit der Globalisierung der 
Wirtschaft steigt der An-
spruch an eine größere Ver-
antwortung der Unternehmen 
für soziale und ökologische 
Belange
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Nachhaltige Unternehmensführung im 
Kerngeschäft: CSR wirkt nach innen und nach außen

CSR in die Unternehmensstrategie zu integrieren 
bedeutet	nicht	nur,	sozial-ökologische	Mindeststan-
dards von den Zulieferern einzufordern, sondern 
auch die eigene Organisationsentwicklung entspre-
chend zu gestalten. Gesellschaftliche Verantwortung 
wirkt sowohl nach außen, als auch nach innen in 
das Unternehmen hinein. Es umfasst den gesamten 
Wertschöpfungsprozess,	sei	es	im	Umgang	mit	der	
eigenen Belegschaft, den Kunden und Zulieferern, 
oder dem lokalen Umfeld. Beispielsweise betont der 
„Deutsche Nachhaltigkeitskodex“ (DNK) als eines 
der wichtigsten CSR-Rahmenkonzepte für deutsche 
Unternehmen explizit den nationalen wie den inter-
nationalen Bezug in seinem Forderungs- bzw. Kri-
terienkatalog. Auch die Indikatoren des CSR-Rah-
menkonzeptes „Global Reporting Initiative“ (GRI) 
beziehen alle Betriebsstandorte und die gesamte 
Wertschöpfungskette	 ein,	 wenn	 es	 beispielsweise	
um Arbeitsthemen geht. CSR bedeutet, Verantwor-
tung	 aus	 der	 Perspektive	 des	Wertschöpfungspro-
zesses zu betrachten, sowohl innerbetrieblich als 
auch	 außerbetrieblich	 soziale	 und	 ökologische	An-

gelegenheiten zu behandeln und diese miteinander 
zu	 verbinden.	Dazu	gehört	 insbesondere	 auch	der	
Umgang mit arbeitsbezogenen Sachverhalten. An 
der Entwicklung der Konzepte waren die Gewerk-
schaften maßgeblich beteiligt. Denn schließlich geht 
es dabei auch um arbeitsbezogene Kernthemen, die 
teilweise weit über die Forderungen hinausgehen, 
die in den ILO-Kernarbeitsnormen verankert sind.

Das politische und gesellschaftliche Verständnis von 
CSR

Die Verbreitung von CSR wird auf allen po-
litischen Ebenen unterstützt. Was CSR be-
deutet	 und	 welche	 Sorgfaltspflichten	 von	 den	
Unternehmen erwartet werden, hat die Bundes-
regierung in ihrem Aktionsplan CSR (2010) be-
schrieben. In der Empfehlung des Nationalen CSR-
Forums	 an	 die	 Bundesregierung	 heißt	 es	 dazu:
„Corporate Social Responsibility (CSR) bezeichnet 
die Wahrnehmung gesellschaftlicher Verantwortung 
durch Unternehmen über gesetzliche Anforderungen 
hinaus. CSR steht für eine nachhaltige Unterneh-
mensführung im Kerngeschäft, die in der Geschäfts-
strategie des Unternehmens verankert ist. CSR ist 
freiwillig, aber nicht beliebig.“	 (BMAS:	 Aktionsplan	
CSR, S.35)

Nach diesem Verständnis wird CSR zurzeit umge-
setzt. CSR soll

►	 als	 integrierter	 Bestandteil	 des	 Kerngeschäf-
tes, also der alltäglichen Produktions- und Ge-
schäftsabläufe verstanden und

►	 auf	freiwilliger	Basis	in	den	Unternehmen	umge-
setzt werden.

►	 Für	CSR	gibt	es	keinen	gesetzlichen	Rahmen,	
CSR soll bestehende gesetzliche Regelungen 
nicht ersetzen, sondern diese ergänzen.

Verschiedene gesellschaftliche Gruppen, darun-
ter die Gewerkschaften, haben jedoch ein großes 
Interesse	 daran,	 dass	 die	 soziale	 und	 ökologische	
Verantwortung	von	Unternehmen	mit	einer	größeren	
Verbindlichkeit umgesetzt und im Rahmen der Wert-
schöpfungsprozesse	gesetzlich	verankert	wird.	Die	
EU-Richtlinie	 zur	 Veröffentlichung	 nichtfinanzieller	
Leistungsindikatoren („CSR-Richtlinie"), die sich an 

CSR und Nachhaltigkeit

„Nachhaltige Entwicklung beschäftigt sich mit der 
Frage, wie die Bedürfnisse der Gesellschaft inner-
halb der ökologischen Grenzen des Planeten er-
füllt werden können, ohne dabei die Bedürfnisse 
zukünftiger Generationen zu gefährden. … Ge-
sellschaftliche Verantwortung stellt die Organisa-
tion in den Mittelpunkt und beschäftigt sich mit der 
Verantwortung einer Organisation für Gesellschaft 
und Umwelt. Gesellschaftliche Verantwortung ist 
eng mit nachhaltiger Entwicklung verbunden. Da 
nachhaltige Entwicklung die wirtschaftlichen, so-
zialen und umweltbezogenen Ziele behandelt, die 
allen Menschen gemein sind, dient dieses Konzept 
dazu, die übergeordneten Erwartungen der Gesell-
schaft zusammenzufassen, die von verantwortlich 
handelnden Organisationen berücksichtig werden 
sollten. Zur nachhaltigen Entwicklung beizutragen 
sollte demzufolge ein übergeordnetes Ziel der Or-
ganisation der Wahrnehmung ihrer gesellschaft-
lichen Verantwortung sein.“ (DIN ISO 26000 S.24)
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größere	Unternehmen	richtet	und	2017	in	Kraft	tritt,	
könnte	ein	erster	Schritt	in	diese	Richtung	sein.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob 
und unter welchen Bedingungen sich Arbeitneh-
mer/innen sowie arbeitsbezogene Institutionen mit 
der Thematik intensiver befassen sollten. Die CSR-

Konzeption rich-
tet sich zwar auf 
der einen Seite 
zunächst an die 
Unternehmens-
leitungen und 
beruht zurzeit 

noch	größtenteils	auf	dem	Prinzip	der	Freiwilligkeit.	
Sie bietet aber andererseits in einem sehr weit ge-
steckten Aufgabenfeld eine Fülle von Anknüpfungs-
punkten für Arbeitnehmerinteressen und beinhaltet 
dabei sowohl Chancen als auch Risiken für die Be-
teiligten.

1.2 Entwicklung einer Handlungshilfe zur
 Unterstützung betrieblicher Interessen-
 vertretungen
Arbeitnehmer/innen, betriebliche Interessenvertre-
tungen	 und	 Gewerkschaften	 benötigen	 einen	 Zu-
gang zum Thema CSR, der sich über Arbeitneh-
merinteressen und aus der Vertretungsperspektive 
definiert,	Umsetzungsmöglichkeiten	beschreibt	 und	
konkretisiert.

Diese Handlungshilfe versucht, CSR aus dem Blick-
winkel von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
zu beleuchten. Sie zielt auf die Darstellung von Zu-
sammenhängen zwischen den CSR-Konzepten und 
Arbeitnehmerinteressen	 sowie	 von	 Möglichkeiten	
und Risiken für betriebliche Interessenvertretungen 
im Umgang mit CSR-Strategien. Die Handlungshilfe 
will über die Arbeitsbezüge von CSR informieren und 
soll darüber hinaus als Arbeitsgrundlage für betriebli-
che Interessenvertretungen dazu beitragen, die Ent-
wicklung eigener Vorstellungen im Hinblick auf die 
Integration von CSR-Ansprüchen in die Vertretungs-
arbeit zu unterstützen. 

Die Bedeutung der Strategien zur gesellschaftlichen 
Verantwortung von Unternehmen (CSR) für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer lässt sich nicht un-
mittelbar aus den verschiedenen CSR-Rahmenkon-

zepten ableiten. Auch die Maßnahmen etwa der Eu-
ropäischen Union und der Bundesregierung liefern 
in dieser Beziehung noch keine direkten Erkenntnis-
se. Deshalb sollen die Zusammenhänge zwischen 
der CSR-Konzeption und der betrieblichen Interes-
senvertretung anhand von arbeitsbezogenen Hand-
lungsfeldern dargestellt werden. Darüber hinaus 
geht	 es	 darum,	 Möglichkeiten	 einer	 strategischen	
Verankerung in der Vertretungsarbeit aufzuzeigen. 
Letztlich sind es die Kolleg/innen vor Ort, die sich mit 
der betrieblichen Umsetzung von CSR-Ansprüchen 
befassen müssen. 

Es ist notwendig, den Zugang zur Thematik für be-
triebliche Interessenvertretung zu vereinfachen. 
Denn die Fülle an Informationen, die Gemeinsam-
keiten und Unterschiede der CSR-Rahmenkonzep-
te, die sich erst erschließen, wenn man sich inten-
siv damit befasst hat, erschweren den Zugang zu 
der CSR-Thematik erheblich. Es erscheint darüber 
hinaus notwendig, dass Betriebs- und Personalrä-
te eigene Standpunkte und gegebenenfalls eigene 
Strategien für den Umgang mit der CSR-Konzeption 
entwickeln. Denn es ist für ihre Arbeit nicht beson-
ders	 hilfreich,	 sozial-ökologische	 Sachverhalte	 ei-
nes Unternehmens zu vertreten und entsprechende 
Maßnahmen mitzu-
tragen, wenn sie nur 
über einen begrenz-
ten Zugang zu den 
betrieblichen Betei-
ligungs- und Ent-
scheidungsstruk-
turen verfügen. Sie würden sich dann auf die Rolle 
eines Mitläufers beschränken. Für Betriebs- und 
Personalräte ist es mitentscheidend, dass sie in den 
CSR-Rahmenkonzepten ihre eigenen Interessen 
wiederfinden	 und	 dies	 als	 Ausgangspunkt	 nutzen,	
um die entsprechenden Handlungsfelder weiter ent-
wickeln und darüber hinaus sukzessive mit neuen 
Handlungsfeldern	verknüpfen	zu	können.

Die Bestandteile der Handlungshilfe

Die Handlungshilfe beschreibt die Ausgangslage 
für die Entwicklung von Konzeptionen zur gesell-
schaftlichen Verantwortung von Unternehmen, die 
Herausbildung von CSR-Rahmenkonzepten sowie 
die Zusammenführung mit dem Nachhaltigkeitsdis-

Die CSR-Konzeption bietet in 
einem sehr weit gesteckten 
Aufgabenfeld eine Fülle von 
Anknüpfungspunkten für 
Arbeitnehmerinteressen

Betriebliche Interessen-
vertretungen benötigen ei-
nen vereinfachten Zugang 
zur CSR-Thematik über 
ihre Kerntätigkeiten
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kurs. Sie stellt die CSR-Rahmenkonzepte und die 
betrieblichen Handlungsfelder in ihren Grundzügen 
dar (Kap. 2.1). Die gesellschaftliche Verantwortung 
von Unternehmen wird von politischen und gesell-
schaftlichen	Initiativen	flankiert.	Besonders	relevant	
für die deutschen Unternehmen und betrieblichen 
Interessenvertretungen sind die Aktivitäten der Eu-
ropäischen Union und der Bundesregierung (Kap. 
2.2). In Kap. 2.3 werden die CSR-Strategie und die 
möglichen	 Gründe	 für	 ein	 Engagement	 aus	 dem	
Blickwinkel der Unternehmen dargestellt.

Unternehmensinteressen und Beschäftigteninter-
essen müssen auch beim Thema „CSR“ aus un-
terschiedlichen Perspektiven betrachtet werden. 
Betrieblicher Interessenvertretungen sollten eine 
eigene Strategie für den Umgang mit der CSR-
Konzeption entwickeln, um eigene Ansprüche ver-
treten	 zu	 können	 (Kap.	 3.1).	 Im	 Kap.	 3.2	 werden	
die CSR-Rahmenkonzepte im Hinblick auf konkre-
te Handlungsbezüge zwischen CSR-Ansprüchen 
und betrieblicher Interessenvertretung miteinander 
verglichen. Als Einstieg für ein Engagement von 
Betriebs- und Personalräten bietet sich die CSR-
Konzeption des „Deutschen Nachhaltigkeitskodex“ 
(DNK) in Verbindung mit der „Global Reporting Initia-
tive“ (GRI) an. Hier lassen sich die CSR-Konzeption 
und Beschäftigteninteressen einfacher miteinander 
verknüpfen als mit den anderen CSR-Rahmenkon-
zepten (Kap. 3.3).

Kap. 4 befasst sich mit der Entwicklung einer Vertre-
tungsstrategie, in die CSR-Ansprüche integriert wer-
den	können.	Ausgangspunkt	ist	ein	Modell,	das	die	
Vertretungsarbeit insbesondere auch im Hinblick auf 
zukünftige Anforderungen nach Handlungsebenen 
strukturiert	(Kap.	4.1).	 In	Kap.	4.2	werden	Möglich-
keiten für eine zukunftsfähige Gestaltung von Ver-
tretungsprozessen vorgestellt. Den Kern bildet die 
betriebliche Handlungsebene mit der gegenwärtig 
praktizierten Ausgestaltung der Interessenvertre-
tung. Dieser „Vertretungskern“ wird mit den CSR-An-
sprüchen und Umsetzungshilfen der DNK- und GRI-
Konzepte verknüpft (Kap. 4.3). Von diesem Kern als 
Mittelpunkt der betrieblichen Interessenvertretung 
aus	bilden	zwei	weitere	Handlungsebenen	die	Mög-
lichkeit, die Vertretungsarbeit zu erweitern und auf 
neue Anforderungen der Zukunft hin auszurichten. 
Dabei	 handelt	 es	 sich	 zum	 einen	 um	 die	Möglich-

keiten, in erster Linie arbeitsbezogene Ansprüche im 
Rahmen	 der	Wertschöpfungsketten	 zu	 entwickeln,	
einzufordern und umzusetzen (Kap. 4.4). Zum an-
deren stellt das lokale/regionale Umfeld eine weitere 
Handlungsebene dar, das von den Unternehmens-
aktivitäten	 beeinflusst	 wird,	 und	 die	 anders	 herum	
auch	 die	 Unternehmenstätigkeiten	 beeinflusst.	 In	
diesem	Spannungsfeld	 finden	 soziale	 und	 ökologi-
sche Veränderungen für Beschäftigte und die Be-
völkerung	 statt.	 Auch	 diese	 Ebene	 ist	 Bestandteil	
der CSR-Konzepte. Das Zusammenwirken von be-
trieblicher und lokaler/ regionaler Entwicklung ist in 
Bezug auf Beschäftigungsaspekte auch für betrieb-
liche Interessenvertretungen von großem Interesse 
(Kap. 4.5).

In	 einigen	 Kapiteln	 werden	 örtliche	 und	 regionale	
Bezüge thematisiert (insbesondere in den Kapiteln 
2.2 und 4.5). Als Referenzrahmen für diesbezügli-
che Aktivitäten dienen vorwiegend Beispiele aus der 
Stadt Dortmund, dem regionalen Umfeld sowie dem 
Land Nordrhein-Westfalen. Diese Beispiele sind 
nicht	 zwangsläufig	 ortsgebunden.	 Entsprechende	
Initiativen und Aktivitäten lassen sich auch in ande-
ren	Regionen	wiederfinden.	Beispielsweise	 gibt	 es	
ähnliche Regelungen wie das Tariftreue- und Verga-
begesetz	für	die	öffentliche	Beschaffung	auch	in	den	
anderen	Bundesländern.	Auch	örtliche	oder	regiona-
le CSR-Netzwerke oder etwa die gewerkschaftliche 
Gremienarbeit existieren nicht nur in Dortmund, usw. 
Die Aussagen und Beispiele aus dieser Handlungs-
hilfe	können	prinzipiell	orts-	und	regionsunabhängig	
Verwendung	finden.	

Die Abbildung der Internetseiten des Deutschen 
Nachhaltigkeitskodex (DNK) erfolgt mit freundlicher 
Genehmigung der Geschäftsstelle des Rates für 
Nachhaltige Entwicklung.
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2. CSR-Konzepte, CSR-Politik und
Unternehmensinteresse

2.1 CSR konkret: Rahmenkonzepte und 
 Handlungsfelder
Insbesondere seit Ende des 20. Jahrhunderts gibt 
es globale, europäische und nationale Initiativen, 
die sich mit dem Thema CSR befassen und ver-
schiedene Rahmenkonzepte und Instrumentarien 
zur Umsetzung von CSR in Unternehmen und Or-
ganisationen entwickelt haben. Die bekanntesten 
und weltweit anerkannten Initiativen sind der „Global 
Compact“ der Vereinten Nationen (UNGC) sowie die 
„Global Reporting Initiative“ (GRI). Hier haben sich 
Vertreter/innen aus Wirtschaft, Gewerkschaften, 
Nichtregierungsorganisationen (NGO`s) und Politik 
auf gemeinsame Rahmenkonzepte sowie auf die 
Zusammenstellung und Konkretisierung verschie-
dener	 sozial-ökologischer	 Merkmale	 verständigt.	

Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) hat im Jahr 1997 die 
„OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen“ 
verabschiedet. Dies ist ein internationales Regel-
werk	 für	 die	 sozial-ökologische	 Verantwortung	 von	
Unternehmen. Ebenfalls auf internationaler Ebene 
wurde ein „Leitfaden zur gesellschaftlichen Verant-

wortung	(ISO	26000:	2010)“	als	ISO-Norm	entwickelt	
(in	Deutschland	seit	2011:	die	DIN	ISO	26000).	Der	
„Deutsche Nachhaltigkeitskodex (DNK)“ schließlich 
ist die nationale Variante eines CSR-Rahmenkon-
zeptes, das der „Rat für Nachhaltige Entwicklung“ in 
einem breit angelegten Beteiligungsprozess (Stake-
holderprozess) 2010/ 2011 erarbeitet hat.

Die CSR-Rahmenkonzepte unterscheiden sich zwar 
in der Systematik und bezüglich der Inhalte. In we-
sentlichen Bereichen gibt es jedoch große Schnitt-
mengen. Sie bestehen in der Regel aus einem Teil 
mit Beschreibungen, Dokumentationshinweisen und 
Handlungsempfehlungen, sowie aus einem Teil, der 
sich	 inhaltlich	 mit	 sozialen	 und	 ökologischen	 The-
men befasst. In den organisatorisch-strategischen 
Teilen der CSR-Konzepte geht es um

►	 die	 Grundsätze	 gesellschaftlicher	 Verantwor-
tung,

►	 die	Integration	gesellschaftlicher	Verantwortung	
in das Unternehmen (Verfahren, Kommunika-
tion, Verbesserungen und Veränderungen),

►	 die	Einbindung	von	Anspruchsgruppen	(Stake-
holdern).

In den inhaltlichen Beschreibungen werden ver-
schiedene	 sozial-	 ökologische	 Sachverhalte	 und	
Forderungen gesellschaftlicher Verantwortung the-
matisiert:

►	 Die	Achtung	von	Menschenrechten,

►	 Beschäftigung	und	Arbeitspraktiken,

►	 Chancengleichheit,

►	 Ökologie/Umweltschutz,

►	 fairer	Wettbewerb,	faire	Geschäftspraktiken,

►	 der	Umgang	mit	Konsument/innen,

►	 das	lokale	Umfeld,	die	Region	oder	allgemein	
die Gemeinschaft.

Insbesondere die CSR-Kernthemen lassen sich 
nicht immer trennscharf voneinander unterscheiden. 
So	 gibt	 es	 häufig	 Überschneidungen	 beispielswei-
se zwischen Menschenrechten und Arbeitsprakti-
ken oder zwischen Arbeitspraktiken und Chancen-
gleichheit.	In	der	nebenstehenden	Grafik	werden	die	
CSR-Inhalte am Beispiel der DIN ISO Norm 26000 
„Leitfaden zur gesellschaftlichen Verantwortung“ 
dargestellt. Dieses Schaubild gestattet eine erste 
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Übersicht	und	liefert	einen	ersten	Zugang	zur	CSR-
Konzeption. Der praktische Umgang mit CSR erfor-
dert dann allerdings eine differenziertere Sichtweise.

Die CSR-Rahmenkonzepte und ihre Bedeutung

Durch	 ihre	 wesentlichen	 sozial-ökologischen	 For-
derungen an Unternehmen besitzen die CSR-
Rahmenkonzepte zwar eine gemeinsame Basis, 
sie unterscheiden sich aber in ihrer Funktion und in 
ihrer Systematik. Eine Vereinheitlichung der CSR-
Rahmenkonzepte hat bisher nicht stattgefunden und 
erschwert	 die	Übersicht	 und	 den	Zugang	 zur	CSR-
Konzeption.

Vorab: Die ILO-Kernarbeitsnormen

Die CSR-Rahmenkonzepte beinhalten die von der 
Internationalen Arbeitnehmerorganisation (ILO) be-
schlossenen ILO-Kernarbeitsnormen als wesentli-
chen	 Bestandteil.	 Sie	 umfassen	 acht	 Übereinkom-
men, die in den vier Grundprinzipien der ILO zusam-
mengefasst	werden:

•	 Vereinigungsfreiheit	 und	 Recht	 auf	 Kollektivver-
handlungen

•	 Beseitigung	der	Zwangsarbeit

•	 Abschaffung	der	Kinderarbeit

•	 Verbot	der	Diskriminierung	 in	Beschäftigung	und	
Beruf.

Die ILO-Kernarbeitsnormen beschreiben entspre-
chend dieser vier Grundprinzipien in den CSR-Rah-
menkonzepten Mindestanforderungen bezogen auf 
Arbeitsbedingungen und die Einhaltung von Men-
schenrechten.

Global Reporting Initiative (GRI)

Die Global Reporting Initiative zielt mit den Bericht-
erstattungsgrundsätzen, Kriterien oder Standardan-
gaben sowie der Umsetzungsanleitung auf die Er-
stellung und auf die Struktur einer CSR- oder Nach-
haltigkeitsdokumentation. Sie ist nicht speziell an 
Unternehmen gerichtet, sondern allgemein an Orga-
nisationen. Durch die detaillierten Angaben bezüg-
lich der Organisations-, bzw. Unternehmensführung, 
der	ökologischen,	gesellschaftlichen	und	wirtschaft-
lichen Leistungsmerkmale sowie der Auswirkungen 
der Tätigkeiten hat der Leitfaden mit seiner inter-

national anerkannten Referenz eine wesentliche 
Bedeutung für die anderen CSR-Rahmenkonzepte. 
Er bietet eine Orientierung im Hinblick auf Berichter-
stattungsmanagement und Berichterstattungsinhal-
te. Insbesondere der UN Global Compact und der 
Deutsche Nachhaltigkeitskodex verweisen auf diese  
GRI-Leitlinien.

Global Compact der Vereinten Nationen (UNGC)

Der Global Compact richtet sich an Unternehmen 
mit	 dem	 Ziel	 einer	 freiwilligen	 Selbstverpflichtung	
zur	Einhaltung	und	Förderung	von	10	Prinzipien	be-
zogen auf Menschenrechte, Arbeitsnormen, Umwelt 
und Korruptionsbekämpfung. Unternehmen müssen 
bei der UN einen jährlichen Fortschrittsbericht vor-
legen („Communication on Progress“ - COP), der 
veröffentlicht	wird.	Sie	sind	darüber	hinaus	verpflich-
tet, mit verschiedenen Anspruchsgruppen (Stakehol-
dern) einen Dialog zu führen. Der UN Global Com-
pact bietet hierfür eine Lern- und Dialogplattform 
an. Weltweit existieren über 100 lokale Netzwerke 
des UNGC. Das Deutsche Global Compact Netz-
werk (DGCN) mit über 200 Unternehmen wird von 
der Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit 
(GIZ) organisiert.

OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen

Die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen 
beinhalten umfangreiche Empfehlungen für das ver-
antwortliche Verhalten bei Auslandsgeschäften. Die-
se Empfehlungen sind für Unternehmen zwar nicht 
bindend, aber dennoch mehr als ein freiwilliger Ver-
haltenskodex. Die 34 OECD-Mitgliedsstaaten und 12 
Nichtmitgliedsländer	haben	sich	dazu	verpflichtet,	in	
ihren Ländern auf die Einhaltung der Empfehlungen 
hinzuwirken und nationale Kontaktstellen (NKS) ein-
zurichten.	Bei	Hinweisen	auf	Verstöße	müssen	sie	
im Rahmen eines festgelegten Beschwerdeverfah-
rens diesen nachgehen und zwischen anklagender 
und angeklagter Partei vermitteln. Das Ergebnis 
dieser	 Vermittlung	 wird	 als	 Erklärung	 veröffentlicht	
und kann eine erhebliche Wirkung bezogen auf das 
Image eines Unternehmens ausüben.
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Leitprinzipien für Wirtschaft und
Menschenrechte der Vereinten Nationen

(Umsetzung des Rahmens der Vereinten Nationen 
„Schutz, Achtung und Abhilfe“)

Die „Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschen-
rechte“ wurden 2011 vom Menschenrechtsrat der 
Vereinten Nationen verabschiedet. Es handelt sich 
dabei um einen Handlungsleitfaden zur Umsetzung 
des UN-Rahmenwerkes „Protect, Respect and Re-
medy“ („Schutz, Achtung und Abhilfe“). Die Leitprin-
zipien	zielen	auf	staatliche	Schutzpflichten	und	die	
Verantwortung von Unternehmen hinsichtlich der 
Einhaltung von Menschenrechten im Rahmen von 
Wirtschaftsprozessen. Bestandteil der Leitlinien ist 
ein Zugang zu staatlichen und/oder nichtstaatlichen 
Beschwerdemechanismen, um im Falle von Verfeh-
lungen wirksame Abhilfemaßnahmen einleiten zu 
können.	Die	Leitlinien	für	Wirtschaft	und	Menschen-
rechte entsprechen in weiten Teilen den OECD-Leit-
sätzen für multinationale Unternehmen.

DIN ISO 26000

Die DIN ISO 26000 richtet sich als „Leitfaden für 
gesellschaftliche Verantwortung“ - ähnlich wie die 
GRI-Leitsätze - an Organisationen, also auch an 
Unternehmen. Der Leitfaden beschränkt sich aber 
nicht auf die Berichterstattung. Die „Norm“ enthält 
eine detaillierte Beschreibung der Kernthemen ge-
sellschaftlicher Verantwortung und des Umgangs 
mit Anspruchsgruppen. Sie beinhaltet Handlungs-
empfehlungen zur Integration dieser Kernthemen 
in die Organisationen und Unternehmen. Der Leit-
faden soll als Orientierung dienen. Das DIN-ISO-
Format ist den Unternehmen bekannt und soll die 
Hemmschwelle senken, ist aber im Gegensatz zu 
anderen Normen – z.B. die DIN ISO 9000 (Qualitäts-
management) oder die DIN ISO 14000 (Umweltma-
nagement)	–	nicht	zertifizierungsfähig.

Deutscher Nachhaltigkeitskodex (DNK)

Der Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK) be-
inhaltet 20 Kriterien mit Verhaltensregeln für eine 
nachhaltige Unternehmensentwicklung. Der DNK 
bildet einen Vergleichsrahmen für Nachhaltigkeits-
aktivitäten. Diese werden in Form einer Entspre-
chungserklärung online erfasst und dokumentiert. 

Die	Erklärung	soll	sich	auf	wesentliche	ökologische,	
soziale	und	ökonomische	Maßnahmen	zur	Nachhal-
tigkeit beschränken. Die Berichte werden in einer 
DNK-Datenbank des Rates für Nachhaltige Ent-
wicklung	abgelegt	und	können	öffentlich	eingesehen	
und miteinander verglichen werden. Der DNK ist 
nach Angaben des Rates für nachhaltige Entwick-
lung vollständig kompatibel mit der EU-Richtlinie zur 
Offenlegung	 nichtfinanzieller	 Leistungsindikatoren	
(vgl. Kap. 3.3). 

Jedes CSR-Engagement ist freiwillig, externe Kon-
trollen sind auf ein Minimum beschränkt. Selbst die 
ISO-Norm	26000	ist	nicht	zertifizierungsfähig.	Unter-
nehmen werden aber, wenn sie ein ernst zu nehmen-
des Engagement betreiben und dies nach außen 
dokumentieren wollen, das CSR-Rahmenkonzept 
benennen,	auf	das	sie	ihre	sozial-ökologischen	Ak-
tivitäten - beispielsweise im Rahmen ihrer Nachhal-
tigkeitsberichte	-	beziehen.	Über	die	Orientierung	an	
diesen CSR-Rahmenkonzepten hinaus besteht die 
Möglichkeit	und	zum	Teil	auch	die	Pflicht,	nichtfinan-
zielle Leistungsindikatoren in den Geschäftsbericht 
zu integrieren. Mit dem europäischen Vorstoß zur 
Einführung	von	Dokumentationspflichten	für	„Unter-
nehmen	von	öffentlichem	Interesse“	werden	sich	die	
Unternehmen an den wichtigsten CSR-Rahmenkon-
zepten orientieren (müssen).

Die betrieblichen Handlungsfelder der CSR-Konzepte

►	 Menschenrechte: Ein wesentlicher Bestand-
teil der Rahmenkonzepte ist die Aufforderung 
zur Vermeidung von Menschenrechtsverletzun-
gen bezogen auf Geschäftsbeziehungen, Pro-
dukte, Dienstleistungen und auf Investitionen. 
Unternehmen sollen auch auf ihre Zulieferer 
und Kunden einwirken, damit diese keine Men-
schenrechtsverletzung	begehen,	bzw.	fördern.

►	 Arbeitnehmer/innen: Auch der Umgang mit 
Arbeitsbeziehungen und Arbeitnehmerrechten 
entsprechend der ILO-Kernarbeitsnormen und 
darüber	hinaus	gehende	Ansprüche	gehören	zu	
den Forderungen, die in den Rahmenkonzepten 
mehr oder weniger detailliert beschrieben wer-
den	 (zum	 Beispiel:	Arbeits-	 und	 Gesundheits-
schutz, tarifvertragliche Vereinbarungen, Aus- 
und Weiterbildung, Chancengerechtigkeit, etc.). 
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►	 Umweltschutz: Ebenso bedeutsam ist die Ver-

meidung von Umweltbelastungen bezogen auf 
Produktions- und Verteilungsprozesse, sowie 
Produkte.	 Dazu	 gehört	 auch	 ein	 schonender	
Umgang mit Rohstoff- und Energieressourcen.

►	 Geschäftspraktiken: Zur Forderung nach fai-
ren Geschäftspraktiken und nach einem fairen 
Wettbewerb	gehört	 insbesondere	die	Bekämp-
fung von Korruption und Bestechung sowie 
wettbewerbswidrige Absprachen zwischen Kon-
kurrenten bezogen auf Preise und Angebote 
oder  Produktionsquoten. Konsumenten sollen 
im	Hinblick	 auf	 die	 sozialen	 und	 ökologischen	
Aspekte von Produkten und Dienstleistungen, 
Beschwerden und Datensicherheit fair behan-
delt und entsprechend informiert werden.

►	 Anspruchsgruppen (engl.: Stakeholder): Um
gesellschaftliche Verantwortung wahrnehmen 
zu	können,	ist	es	wichtig	zu	wissen,	welche	In-
teressen in Beziehung oder Wechselbeziehung 
zu den Unternehmensaktivitäten stehen. Dazu 
gehören	 Einzelpersonen,	 Organisationen,	 Mit-
arbeiter/innen, Konsumenten und Lieferanten, 
Gemeinden, politische Parteien, Vereine, etc. 
Diese	Gruppen	können	von	den	Aktivitäten	be-
troffen sein oder anders herum die Unterneh-
menstätigkeiten	 beeinflussen.	 Deshalb	 ist	 die	
Beteiligung von Anspruchsgruppen ein wichti-
ger Bestandteil der CSR-Rahmenkonzepte.

►	 Gemeinschaft/ Gemeinwesen: Schließlich 
geht es auch um Regeln für die Einbindung der 
Unternehmen in die Gemeinschaft. Dazu zählen 
die Beiträge des Unternehmens an den jeweili-
gen Standorten zum Gemeinwesen, insbeson-
dere	 die	 Förderung	 von	 sozialen	 und	 ökologi-
schen Initiativen und Einrichtungen. Auch die 
Zusammenarbeit	mit	 den	 örtlichen	 oder	 regio-
nalen	 Behörden	 beispielsweise	 beim	 Arbeits-
schutz oder im Fall von Betriebsverlagerungen 
mit	 den	Arbeits-	 und	Sozialbehörden	wird	 the-
matisiert.

►	 Organisation: Darüber hinaus beinhalten die 
Rahmenkonzepte zum Teil Anforderungen an 
die Management- und Prozessorganisation wie 
beispielsweise die Verteilung von Verantwort-
lichkeiten und Kontrollmechanismen.

►	 Transparenz:	 Auch	 die	 Information	 der	 Öf-
fentlichkeit ist ein wichtiger Bestandteil einiger 
Rahmenkonzepte. Dazu zählen die Benennung 
wesentlicher Nachhaltigkeitsaspekte und deren 
Berücksichtigung in der CSR-Strategie, Infor-
mationen über Risikofaktoren, Beschäftigungs-
aspekte	 sowie	 Wertschöpfungsketten	 und	 die	
Zusammenarbeit mit Interessengruppen. 

2.2 Die politische und gesellschaftliche
 Förderung von CSR
Die	Förderung	und	Verbreitung	von	CSR	findet	mitt-
lerweile auf allen Ebenen statt, auf globaler, europä-
ischer, nationaler und zunehmend auch auf regiona-
ler und lokaler Ebene.

Global: Durch verschiedene Initiativen der Verein-
ten Nationen, der OECD oder zivilgesellschaftlicher 
Gruppen und mit breiter Beteiligung verschiedener  
Interessengemeinschaften sind die CSR-Rahmen-
konzepte entstanden. Auch der Deutsche Nachhal-
tigkeitskodex (DNK) als nationale Variante hat sich 
daran orientiert. Einige Rahmenkonzepte wie zum 
Beispiel der „Global Compact“ oder die „OECD-Leit-
sätze für multinationale Unternehmen“ versuchen, 
durch ihre Verfahrensansätze ein Mindestmaß an 
Verbindlichkeit herzustellen (siehe Kap. 2.1).

Europa: Die Europäische Union hat ihre Vorstellun-
gen zur sozialen Verantwortung von Unternehmen 
in	 einem	 „Grünbuch“	 veröffentlicht	 (2001).	 Im	 Jahr	
2002 wurde ein Multi-Stakeholder-Forum mit den 
Vertreter/innen unterschiedlicher gesellschaftlicher 
Gruppen gegründet, das sich mit der Umsetzung 
dieser Vorstellungen befassen soll.

►	 Im	Jahr	2011	entstand	„Eine	neue	EU-Strategie	
(2011-14) für die soziale Verantwortung der Un-
ternehmen (CSR)“. Ein wesentlicher Teil dieser 
Strategie	bestand	in	der	finanziellen	Förderung	
von Projekten für kleine und mittelständische 
Unternehmen (KMU). Allein in Deutschland 
wurden 73 Projekte durchgeführt, an denen sich 
1.300 Unternehmen beteiligten (ESF-Programm
des Bundesministerium für Arbeit und Soziales- 
BMAS: „Gesellschaftliche Verantwortung im 
Mittelstand“).

►	 Darüber	 hinaus	 wurde	 eine	 EU-Richtlinie	 zur	
gesellschaftlichen Verantwortung von Unter-
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nehmen verabschiedet (2014), die bestimmte 
Unternehmen ab 500 Beschäftigte dazu ver-
pflichtet,	sogenannte	„nichtfinanzielle“	oder	so-
zial-ökologische	Leistungsindikatoren	zu	veröf-
fentlichen. Ziel ist es, „ … das Geschäftsergeb-
nis von Unternehmen und ihre Auswirkungen 
auf die Gesellschaft zu messen, zu überwachen 
und zu handhaben“ (EU-Richtlinie 2014/95/EU 
vom 22.Okt.2014) Die EU-Richtlinie tritt 2017 
in Kraft. Von dieser Richtlinie werden Ausstrah-
lungseffekte auch auf andere – insbesondere 
mittelständische - Unternehmen erwartet, denn 
im Rahmen ihrer Lieferbeziehungen werden al-
ler Voraussicht nach ebenfalls entsprechende 
Nachweise eingefordert.

Deutschland: Als nationale Strategie zur gesell-
schaftlichen Verantwortung von Unternehmen hat 
das Bundeskabinett im Jahr 2010 einen Aktionsplan 
CSR verabschiedet. Der Aktionsplan ist ein Kernele-
ment der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie „Per-
spektiven für Deutschland“. Die Federführung für 
CSR-Angelegenheiten liegt beim Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales (BMAS). Die Bundesre-
gierung wird durch das Nationale CSR-Forum (44 
Expert/innen aus verschiedenen gesellschaftlichen 
Bereichen) beraten. 

Ziel des Aktionsplan CSR ist es, Anreize für ein 
unternehmerisches Engagement zu schaffen und 
Hilfestellungen zur Umsetzung von CSR in das un-
ternehmerische Alltagshandeln zu bieten. Der Ak-
tionsplan umfasst verschiedene Handlungsfelder, 
darunter	 beispielsweise	 das	 Förderprogramm	 des	
Europäischen Sozialfonds (ESF) „Gesellschaftliche 
Verantwortung im Mittelstand“, die Verleihung eines 
CSR-Preises für vorbildliches CSR-Engagement 
deutscher Unternehmen, oder die Leitidee „CSR 
Made in Germany“.

►	 Mit	 der	 Initiative	 „Unternehmenswerte	 CSR	
Made in Germany“ wirbt die Bundesregierung 
auf	der	einen	Seite	um	eine	möglichst	breite	Be-
teiligung deutscher Unternehmen an CSR-Akti-
vitäten und versucht andererseits, das Marken-
zeichen „Made in Germany“ über den Zusatz 
„CSR“ wiederzubeleben. Die CSR-Initiative ist 
nach diesem Verständnis zuallererst ein Wirt-
schaftsförderungsinstrument.

►	 Ein	CSR-Instrument	besteht	 in	der	Umsetzung	
des „CSR-Nachhaltigkeitskodex“ oder kurz 
„DNK“. Damit wurde ein nationales CSR-Kon-
zept in Anlehnung an die internationalen CSR-
Rahmenkonzepte entwickelt, das durch seine 
Online-Variante relativ einfach zu handhaben ist. 

►	 Schließlich	 haben	 sich	 auf	 Bundesebene	 ver-
schiedene CSR-Unternehmensnetzwerke her-
ausgebildet, in denen es in erster Linie um die 
Informationsvermittlung und einen Erfahrungs-
austausch geht. Hierdurch sind auch einige 
CSR-Leitfäden entstanden, an denen sich ins-
besondere kleine und mittelständische Unter-
nehmen	orientieren	können.

 (Internet: www.forum-csr. net
www.csr-mittelstand.de
www.csr-wissen-mittelstand.de
www.csr-news.net)

Land NRW:  Auch auf Landesebene in Nordrhein-
Westfalen gibt es eine CSR-Strategie, die sich auf 
der einen Seite auf die Informationsvermittlung und 
Organisation von Veranstaltungen beschränkt. Mit 
Finanzmitteln des Landes sind 2015 außerdem fünf 
Kompetenzzentren eingerichtet worden, die mittel-
ständische Unternehmen vor Ort bei der Umsetzung 
von CSR-Konzepten unterstützen sollen.
(Internet: www.mweimh.nrw.de)

Kommunen: In verschiedenen Kommunen haben 
sich CSR-Netzwerke herausgebildet, so auch in 
Dortmund. Dort ist durch die Initiative der Vereinig-
ten Evangelischen Kirchenkreise Dortmund, des 
Unternehmens WILO SE und der Dortmunder Wirt-
schaftsförderung	ein	CSR-Netzwerk	entstanden.
Daraus hervorgegangen ist ein CSR-Beratungsan-
gebot	der	Wirtschaftsförderung	Dortmund,	das	sich	
an	die	örtlichen	Unternehmen	wendet.
(Internet: www.wirtschaftsfoerderung- 
dortmund.de
Die Industrie- und Handelskammer zu Dortmund 
bietet	eine	Qualifizierung	zum	„CSR-Manager	(IHK)“	
an (Internet: www.dortmund.ihk24.de). Darüber hin-
aus lassen sich auch einige Aspekte der Beschaf-
fung auf CSR-Sachverhalte beziehen, beispielswei-
se im Rahmen der Ausschreibungsverfahren in der 
öffentlichen	Auftragsvergabe	oder	durch	diesbezüg-
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liche Lokale-Agenda21-Aktivitäten (Internet: www.
dortmund.de).

2.3 Das Interesse der Unternehmen an CSR
Mit der gesellschaftlichen Durchdringung des Nach-
haltigkeitsgedankens steigen die Erwartungen der 
Anspruchsgruppen an die Unternehmen. Für Unter-
nehmen	bedeutet	CSR	eine	Möglichkeit,	sozial-öko-
logische mit betrieblich nützlichen Ansprüchen zu 
verbinden.	Sie	benötigen	auf	der	einen	Seite	sicht-
bare Beweise für ihre Bemühungen um nachhaltige 

Wertschöpfungs-
prozesse und auf 
der anderen Sei-
te entsprechen-
de Kenntnisse, 
um solche Pro-
zesse inhaltlich 
und organisa-
torisch zu steu-

ern. Schließlich sind sie gezwungen, eine Balance 
zwischen	sozial-ökologischen	Ansprüchen	und	wirt-
schaftlich	tragfähigen	Lösungen	herzustellen.

Die CSR-Konzepte bieten hierfür ein Instrumenta-
rium,	 das	 sehr	 flexibel	 den	 verschiedenen	 Bedürf-
nissen der Unternehmen entsprechend eingesetzt 
werden kann. Die Aufgabe der Unternehmen be-
steht	 darin,	 sozial-	 ökologische	 Ansprüche	 in	 die	
unterschiedlichen Tätigkeitsfelder und in die betrieb-
liche Gesamtstrategie zu integrieren. Das kann bei-
spielsweise bedeuten, die Energiekosten zu senken, 
die Beschäftigten kontinuierlich weiterzubilden, um 
ihre Arbeitsfähigkeit zu sichern, den Arbeitsschutz 
zu verbessern oder beim Einkauf von Waren und 
Dienstleistungen	 auf	 die	 Einhaltung	 sozial-ökologi-
scher Mindeststandards zu achten.

Andererseits kann CSR aufgrund der Freiwilligkeit 
und Flexibilität aber auch dazu benutzt werden, so-
zial-ökologisch	 fragwürdige	 Geschäftspraktiken	 zu	
verschleiern. Durch die punktuelle Darstellung eher 
unbedeutender	Aktivitäten	lässt	sich	ein	sozial-öko-
logisches Engagement vortäuschen, das gemessen 
an den CSR-Ansprüchen nicht oder nur ansatzwei-
se vorhanden ist. Eine beliebte Variante ist zum Bei-
spiel die Unterstützung von Sportvereinen, kulturel-
len	oder	ökologischen	Projekten,	die	-	in	Hochglanz-

broschüren dokumentiert - potenziellen Auftragge-
bern, Kunden und anderen Anspruchsgruppen ein 

sauberes Unternehmensbild 
vermitteln soll. Und dies, ob-
wohl	 im	 Wertschöpfungspro-
zess	soziale	und	ökologische	
Ansprüche der Gewinnmaxi-
mierung untergeordnet, das 
heißt, im Zweifelsfall auch 
Menschenrechtsverletzun-
gen, schlechte Arbeitsbedin-
gungen und Umweltschäden 
in Kauf genommen  werden. 
In dem Zusammenhang ha-

ben sich die Begriffe „bluewashing“ bezogen auf 
soziale Belange und „greenwashing“ bezogen auf 
Umweltbelange herausgebildet. Die Verschleierung 
sozialer Missstände wird oft im Zusammenhang mit 
multinational agierenden Unternehmen thematisiert.

Mit den CSR-Rahmenkonzepten insbesondere auch 
in Verbindung mit der EU-Richtlinie zur Offenlegung 
nichtfinanzieller	 Leistungsindikatoren	 für	 Unterneh-
men ab 500 Beschäftigte sind erste Schritte einge-
leitet worden, um solche Täuschungsversuche durch 
größere	Transparenz	zu	erschweren	und	der	gesell-
schaftlichen Verantwortung in den Unternehmen ei-
nen	höheren	Stellenwert	einzuräumen,	als	es	bisher	
der Fall war. Statt Verschleierungstaktiken zu prak-
tizieren, wäre es für Unternehmen sinnvoller, sich 
auf die Innovationspotenziale zu konzentrieren, die 
ein proaktiver Umgang mit der CSR-Konzeption den 
Unternehmen bieten kann. Dafür gibt es insbesonde-
re	 durch	 die	Umsetzung	des	EU-Förderprogramms	
„Gesellschaftliche Verantwortung im Mittelstand“ mit 
73 Projekten zahlreiche Beispiele. 

Die Einführung von CSR in kleinen und mittleren
Unternehmen

Dass die Zahl der Dokumente und CSR-Rahmen-
konzepte zunächst verwirrend erscheint und eine 
Orientierung erschwert, wenn eine CSR-Strategie 
konkretisiert und betrieblich umgesetzt werden soll, 
hat auch eine positive Seite. Jedes Unternehmen 
hat	 aufgrund	 seiner	 spezifischen	Aktivitäten	 unter-
schiedliche Schwerpunkte und damit einen anderen 
Zugang zur gesellschaftlichen Verantwortung. Die 
Unterschiede	 der	 CSR-Rahmenkonzepte	 ermögli-

Die Aufgabe der Unterneh-
men besteht darin, sozial- 
ökologische Ansprüche in 
unterschiedliche Tätigkeits-
felder und in die betriebliche 
Gesamtstrategie zu
integrieren
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chen es Unternehmen, sich in gewissem Maße an 
dem Rahmenkonzept zu orientieren, das am ehe-
sten den eigenen Bedürfnissen entspricht. Darüber 
hinaus lässt sich über das CSR-Themenspektrum 
ein	erster	Zugang	zu	einem	Aufgabenfeld	finden,	in	
dem aktueller Handlungsbedarf besteht. Dies muss 
dann allerdings in eine Gesamtstrategie eingebun-
den werden. Unternehmen besitzen relativ große 
Handlungsspielräume, um in ihrer CSR-Strategie ei-

gene Ansprüche 
berücksichtigen 
zu	 können.	 Die	
CSR-Rahmen-
konzepte bilden 
einen Bezugs-
rahmen, der von 
den Unterneh-

men entsprechend ihrer eigenen Bedürfnisse indivi-
duell ausgefüllt werden kann.

Beispielsweise wird ein Unternehmen, das sich ge-
genwärtig aufgrund hoher Kostenbelastungen mit 
dem	Thema	Energieeffizienz	befasst,	einen	Zugang	
über das Energie- oder Umweltthema suchen. Ein 
Unternehmen,	das	auf	öffentliche	Aufträge	angewie-
sen ist, wird sich dagegen eher mit der konkreten 
Ausgestaltung des Tariftreue- und Vergabegeset-
zes (NRW) vor Ort befassen. Bei Unternehmen mit 
internationalen Geschäftsbeziehungen steht die 
Beachtung von Menschenrechten im Vordergrund, 
während solche mit Personalengpässen durch eine 
Unterstützung lokaler Weiterbildungsinitiativen aktiv 
werden, usw. Ein Zugang zu CSR wird vereinfacht, 
wenn mit der Umsetzung eines CSR-Konzeptes ein 
positiver Effekt für das eigene Unternehmen ver-
bunden und ein aktuelles Handlungserfordernis als 
Triebfeder für das CSR-Engagement genutzt wer-
den kann.

Im	 Rahmen	 des	 EU-Förderprogramms	 „Gesell-
schaftliche Verantwortung im Mittelstand“ wurden in 
Deutschland im Zeitraum von 2011 bis 2014 73 Pro-
jekte durchgeführt, an denen sich zahlreiche mittel-
ständische Unternehmen beteiligten. In diesen Pro-
jekten wurden in den Aktionsfeldern „Arbeitsplatz“, 
„Markt“, „Umwelt“ und „Gemeinwesen“ entweder 
spezifische	 Zugänge	 zur	 CSR-Thematik	 gesucht,	
oder die Projekte sind auf die Entwicklung einer Ge-
samtstrategie ausgerichtet. Erste Erfahrungen mit 

der Umsetzung wurden im Rahmen des Symposi-
ums „Gesellschaftliche Verantwortung als Chance für 
den Mittelstand“ vom 06.11.2014 (Berlin) dargestellt.

Im „Fallstudienbericht CSR in der Umsetzung“ des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales  (2014) 
wird beispielsweise darauf hingewiesen, dass CSR 
eine längerfristig angelegte Personalplanung oder 
Führungskräfte in ihrem Bemühen um eine nachhal-
tige	 Unternehmenssteuerung	 unterstützen	 könnte.	
Durch CSR ließen sich bereits bestehende Aktivitä-
ten wie zum Beispiel der verantwortliche Umgang der 
Unternehmensführung mit der Belegschaft und der 
Umwelt besser strukturieren und in die Gesamtstra-
tegie des Unternehmens einbetten. Mittelständische 
Unternehmen hätten im Vergleich zu Großunterneh-
men bessere Voraussetzungen für die Verankerung 
von CSR in die Unternehmensorganisation. CSR-
Konzepte ließen sich schneller umsetzen, einfacher 
in den Geschäftsprozess integrieren und formloser 
mit den Stakeholdern abstimmen. 

Ein wesentliches Ergebnis besteht in der verbes-
serten Kommunikation nach innen und nach außen. 
CSR	könne	eine	intensivere	Kommunikation	zwi-
schen	Geschäftsführung	und	Beschäftigten	fördern	
und die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens ver-
bessern.	Außerdem	könne	CSR	zur	Vernetzung,	
zum Erfahrungsaustausch und zum Aufbau von 
Unternehmensnetzwerken beitragen. Durch CSR 
ließen sich Unternehmenstätigkeiten strukturieren 
und in einem Nachhaltigkeitsbericht zusammenfas-
sen. Aus den Aussagen geht auch hervor, wie wich-
tig es ist, die Mitarbeiter/innen in die CSR-Strategie 
einzubeziehen. 
(Internet: www.esf.de)

Die betriebliche Umsetzung von CSR

Die Umsetzung betrieblicher CSR-Konzepte ist nicht 
so aufwändig und kompliziert, wie es auf dem ersten 
Blick erscheinen mag. Es geht zunächst darum, aus 
den verschiedenen CSR-Rahmenkonzepten die An-
forderungen	 herauszufiltern,	 die	 den	 betrieblichen	
Anforderungen entsprechen. Daraus lässt sich eine 
Strategie herausarbeiten, die auf die betrieblichen 
Belange zugeschnitten ist und die es erlaubt, die be-
trieblichen Abläufe in der CSR-Strategie zu verorten. 
Es geht also zunächst nicht darum, betriebliche Ab-
läufe zu verändern, sondern darum, die Darstellung 

Die CSR-Rahmenkonzepte 
bilden einen Bezugsrahmen, 
der von den Unternehmen 
entsprechend ihrer eigenen 
Bedürfnisse individuell aus-
gefüllt werden kann
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bestehender betrieblichen Abläufe entsprechend der 
CSR-Vorgaben zu strukturieren.

Kleine	und	mittelständische	Unternehmen	benötigen	
in der Anfangsphase externe Unterstützung bei der 
Entwicklung und Einführung einer CSR-Strategie, 
um im Dschungel der verschiedenen CSR-Rahmen-
konzepte	 und	 -dokumente	 nicht	 den	 Überblick	 zu	

verlieren.	Oft	fehlt	es	an	personellen	und	finanziellen	
Ressourcen für die Einführungsphase. Wichtig sind 
deshalb Initiativen vor Ort, die die Unternehmen be-
raten, bei der Einführung begleiten und einen Erfah-
rungsaustausch organisieren. In einigen Orten ha-
ben sich bereits CSR-Netzwerke gebildet, wie zum 
Beispiel 2013 in Dortmund. In Nordrhein-Westfalen 
sind auf regionaler Ebene CSR-Kompetenzzentren 
eingerichtet worden, die Unternehmen bei der Um-
setzung von CSR-Konzepten unterstützen sollen 
(siehe Kap.2.2).

„Generell betrachtet, wird mit CSR eine Erweite-
rung der Perspektiven in der Unternehmensfüh-
rung und den damit verbundenen Managemen-
taufgaben angestrebt. Von Unternehmen wird 
erwartet, dass sie sich über die unmittelbaren 
ökonomischen Interessen hinaus, auf freiwilliger 
Basis innerhalb und außerhalb des Unterneh-
mens für ökologische, soziale und gemeinwohl-
orientierte Belange engagieren.“ (Braun/Schwarz 
2006, S.58)
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3. CSR, Arbeitnehmer/innen und 
 betriebliche Interessenvertretung
3.1 CSR und Beschäftigteninteressen
Auf dem ersten Blick scheint der CSR-Ansatz für 
Arbeitnehmer/innen und betriebliche Interessen-
vertretungen von großem Interesse zu sein. Neben 
dem Umweltschutz und einem fairen Verhalten der 
Unternehmen im Wettbewerb geht es im Kern insbe-
sondere um die Einhaltung von Arbeitnehmer- und 
Menschenrechten	 im	 gesamten	 Wertschöpfungs-
prozess. Das bezieht sich nicht nur auf die sozialen 
Aspekte	im	Geflecht	der	Zuliefer-	und	Kundenbezie-
hungen. Auch innerhalb des eigenen Unternehmens 
ließe	sich	gegenüber	der	Geschäftsleitung	eine	grö-
ßere Aufmerksamkeit bezogen auf arbeitsbezogene 
Kernthemen einfordern und die Verhandlungsposi-
tion von Betriebs- und Personalräten verbessern. 
Dennoch ist es für betriebliche Interessenvertretun-
gen offenbar nicht ganz einfach, ihre Rolle im Zu-
sammenhang mit betrieblichen CSR-Strategien zu 
erkennen und zu benennen.

Widersprüchliche Wahrnehmungen und
Einschätzungen

In der Auseinandersetzung mit CSR-bezogenen 
Sachverhalten besteht eine gewisse Zurückhaltung 
bei der praktischen Umsetzung der CSR-Konzepte 
und einem Engagement von Gewerkschaften und be-
trieblichen Interessenvertretungen in den Unterneh-
men und Betrieben vor Ort. Allem Anschein nach kann 

die Diskrepanz 
zwischen der 
Umsetzungs-
praxis in den 
Unternehmen, 
die durch Frei-
willigkeit cha-

rakterisiert ist, und die durch gesetzliche Mitbestim-
mung und tarifvertragliche Regelungen gekennzeich-
nete traditionelle Aufgabenwahrnehmung seitens der 
Gewerkschaften und betrieblichen Interessenvertre-
tungen nicht einfach überwunden werden. Darüber 
hinaus wird noch allzu oft auch bei betrieblichen In-
teressenvertretungen Nachhaltigkeit auf den Faktor 
„Umweltschutz“ reduziert, obwohl die sozialen Aspek-
te - die Arbeitnehmer- und Menschenrechte - insbe-

sondere in den CSR-Rahmenkonzepten einen sehr 
hohen Stellenwert besitzen.

Wenn im Rahmen der CSR-Konzeption insbesonde-
re auch soziale Belange angesprochen werden, dann 
gibt es für betriebliche Interessenvertretungen ein 
Verständnisproblem. Denn Betriebs- und Personalrä-
te haben die Aufgabe, soziale Interessen gegenüber 
den Geschäftsleitungen einzufordern und durchzuset-
zen, weil sich die Interessen von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern im Kern unmittelbar auf soziale 
Sachverhalte richten. Sie befassen sich demnach tra-
ditionell mit dem innerbetrieblichen Teil der sozialen 
Verantwortung von Unternehmen. Sie versuchen ja 
bereits, Ansprüche durchzusetzen, die in den CSR-
Konzepten von den Geschäftsleitungen eingefordert 
werden. Es erscheint widersinnig, von betrieblichen 
Interessenvertretungen CSR-Engagement für Tätig-
keitsbereiche einzufordern, die ohnehin bereits den 
Kern ihres Aufgabenspektrums bilden.

Für die Skepsis und eine gewisse Verständnislosig-
keit von Arbeitnehmer/innen und Gewerkschaften 
gegenüber der CSR-Konzeption gibt es auch noch 
andere	Gründe:

►	 Die	 Mitbestimmungskultur	 in	 Deutschland	 ist	
langjährig gewachsen und trotz zahlreicher Proble-
me (z.B. Lohndumping und Prekarisierung) zumin-
dest im Kern noch funktionsfähig. Sie geht teilweise 
weit über die arbeitsbezogenen Minimalforderungen 
der CSR-Rahmenkonzepte, die sich zum Teil im We-
sentlichen auf die ILO-Kernarbeitsnormen beschrän-
ken, hinaus.

►	 Um	ihre	Interessen	in	den	Unternehmen	durch-
setzen	zu	können,	benötigen	Beschäftigte	und	be-
triebliche Interessenvertretungen ein gesetzlich 
verankertes Fundament an Arbeitnehmerrechten. 
Die	Befürchtung,	Arbeitnehmerrechte	könnten	durch	
freiwillige Vereinbarungen aufgeweicht und gesetz-
liche Initiativen schwerer durchgesetzt werden, 
wenn	die	Möglichkeit	 freiwilliger	Vereinbarungen	 in	
Betracht gezogen wird, konnte trotz gegenteiliger 
Positionierung im Rahmen der CSR-Initiativen auf 
Bundesebene und in der EU nicht vollständig ausge-
räumt werden.

►	 Die	CSR-Initiative	 richtet	 sich	 zunächst	 an	die	
Unternehmensführungen.	Bei	einem	größeren	CSR-
Engagement würden Betriebs- und Personalräte 

Die gesetzliche Mitbestimmung 
und tarifvertragliche Rege-
lungen sind bereits Bestandteil 
der gesellschaftlichen Unter-
nehmensverantwortung



1818

CSR und betriebliche Interessenvertretung
Verantwortung	 für	 die	 sozialen	 und	 ökologischen	
Folgen von Produktions- und Geschäftsabläufe 
übernehmen	müssen,	die	sich	ihrem	Einflussbereich	
im	Rahmen	ihrer	Mitbestimmungsmöglichkeiten	ent-
ziehen. Sie würden dann unter Umständen in eine 
Mitverantwortung für Unternehmensaktivitäten ge-
raten,	 die	 sie	 im	Kern	wenig	beeinflussen	 können,	
auch	in	solche,	die	in	der	Öffentlichkeit	eher	kritisch	
gesehen werden (z.B. Waffengeschäfte, Spekulation 
mit Nahrungsmitteln, etc.).

►	 Die	 Förderung	 von	 Sportvereinen,	 kulturellen	
Einrichtungen oder Umweltprojekten wird von Un-
ternehmen	häufig	dazu	genutzt,	 ihr	Image	aufzupo-
lieren.	 Solche	 Förder-	 oder	 Sponsoring-Aktivitäten	
wären zwar als Einstieg in eine umfangreiche CSR-
Strategie noch legitim. Sponsoring als Marketingin-
strument	hat	aber	wenig	mit	sozial-ökologischer	Ver-
antwortung, wie es die CSR-Konzeption einfordert, 
zu	 tun.	Möglicherweise	verbirgt	sich	dahinter	sogar	
die	Absicht,	von	sozialen	und	ökologischen	Missstän-
den abzulenken. Die Motive für ein CSR-Engagement 
sind nicht immer ehrenhaft. Betriebliche Interessen-
vertretungen laufen Gefahr, sich an der Umsetzung 
irreführender Unternehmensstrategien zu beteiligen 
(z.B. „bluewashing“ oder „greenwashing“).

►	 Auch	ein	als	freiwillige	Erweiterung	ihrer	Aufga-
ben auf der Basis der traditionell entwickelten und 
gesetzlich verankerten Mitbestimmung verstande-
nes CSR-Engagement kann auf betriebliche Interes-
senvertretungen abschreckend wirken. Denn einer-
seits droht angesichts sinkender Arbeitskapazitäten 
und gleichzeitiger Erweiterung der Kernaufgaben ein 
zusätzlicher Arbeitsaufwand, der kaum zu leisten ist. 
Andererseits	 könnte	 mit	 einem	 CSR-Engagement	
eine Veränderung der Vertretungsarbeit von der 
klassischen Mitbestimmung hin zu einer koopera-
tiven Mitgestaltung verbunden werden, was unter 
Umständen innerbetriebliche Widerstände hervorru-
fen würde.

Ein CSR-Engagement von Betriebs- und Personal-
räten sollte vor diesem Hintergrund aus einer Per-
spektive betrachtet werden, die die Vertretungsarbeit 
in den Mittelpunkt stellt. Welchen Nutzen hat eine 
CSR-Strategie für betriebliche Interessenvertretun-
gen, wenn ihre Kerntätigkeiten ohnehin auch ohne 
CSR darin bestehen, auf eine soziale Verantwortung 

„ihres Unternehmens“ hinzuwirken? Welchen Nutzen 
hat also CSR für die betriebliche Vertretungsarbeit? 
Dann stellt sich die Frage, welche CSR-Aktivitäten in 
die Betriebs- und Personalratsarbeit integriert wer-
den	können	bzw.	sollten	und	wie	sich	dies	organisa-
torisch umsetzen lässt.

Potentiale für betriebliche Interessenvertretungen

Trotz der Bedenken beinhaltet CSR eine Reihe po-
sitiver Aspekte für Arbeitnehmer/innen, Betriebsräte 
und	Gewerkschaften	 im	Hinblick	auf	die	Förderung	
von Arbeitnehmer- und Menschenrechten im Unter-
nehmen, in der Zulieferkette und im regionalen Um-
feld. Aus der Perspektive betrieblicher Interessen-
vertretungen betrachtet stecken in der CSR-Konzep-
tion einige Potenziale, die für die Strukturierung und 
Entwicklung	der	eigenen	Arbeit	nützlich	sein	können.

►	 Die	Einforderung	und	die	Durchsetzung	von	Ar-
beitnehmerrechten erfordern trotz gesetzlich verfas-
ster Mitbestimmung ständige Auseinandersetzungen 
in den Betrieben. Im Rahmen von CSR-Strategien 
lassen sich innerbetriebliche Dialoge über arbeitsbe-
zogene Themen anstoßen, die dazu beitragen, ge-
werkschaftliche Kernthemen über die bestehenden 
gesetzlichen Normen und tarifvertraglichen Verein-
barungen hinaus weiterzuentwickeln (Leiharbeit, Mi-
nijobs, Werkverträge, Arbeits- und Umweltschutz).

►	 Von	 Gewerkschaften	 und	 Betriebsräten	 wird	
gefordert, arbeitsbezogene Standpunkte zu ver-
schieden Themen (z.B. Prekarisierung, Niedriglohn, 
Chancengleichheit,	 indirekte	 Steuerung,	 Qualifizie-
rung) zu entwickeln und in betrieblichen Aushand-
lungsprozessen zu vertreten. CSR kann als Bezugs-
rahmen zur Weiterentwicklung arbeitsbezogener 
Themen genutzt werden. Neue Formen der überbe-
trieblichen	Zusammenarbeit	 können	besonders	auf	
lokaler Ebene, beispielsweise im Bereich Weiterbil-
dung oder Gesundheitsschutz, wertvolle Unterstüt-
zung leisten. 

►	 Betriebliche	Interessenvertretungen	können	auf	
freiwillige Vereinbarungen („International Framework 
Agreements – IFAs“) bezüglich der Einhaltung euro-
päischer	sozial-ökologischer	Standards	und	zumin-
dest der ILO-Kernarbeitsnormen in der Zulieferkette 
hinwirken.	Damit	könnte	zumindest	ansatzweise	das	
europäische oder deutsche Mitbestimmungsmodell 
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auch in andere Länder exportiert werden. Zugleich 
besteht	die	Möglichkeit,	arbeitsbezogene	Netzwerke	
zur Verbesserung des Informationsaustausches und 
der Transparenz zu organisieren und auf eine inter-
nationale Ebene auszudehnen.

►	 Der	DGB	betont,	dass	CSR	Unternehmen	nicht	
dazu berechtigen kann, ihre gesellschaftliche Ver-
antwortung	 selbst	 zu	definieren.	Für	Gewerkschaf-
ten und betriebliche Interessenvertretungen besteht 
deshalb die Notwendigkeit, bei einem solch wichti-
gen gesellschaftlichen Thema ihre Vorstellungen 
einzubringen und durchzusetzen, indem sie sich an 
den	 Diskussionen	 mit	 qualifizierten	 Beiträgen	 be-
teiligen und dabei auf Praxiserfahrung aus den Be-
trieben zurückgreifen. In Kooperation mit dem DGB 
NRW und der IG BAU Westfalen beteiligt sich Arbeit 
und Leben DGB/VHS NW e.V. im Rahmen des EU-
Projektes „Industrial Relations for a Green Economy“ 
mit der Frage, welche Rolle Gewerkschaften beim 
Übergang	in	eine	nachhaltige	Gesellschaft	spielen.

Wesentliche Gründe für ein Engagement von
Betriebs- und Personalräten

1. Die Auswahl und Ausgestaltung arbeitsbe-
zogener Themen und Handlungsfelder im 
Rahmen einer CSR-Strategie kann nicht allein 
eine Angelegenheit der Unternehmensleitun-
gen sein!

•	 Unternehmen	 definieren	 über	 die	 Auswahl	 und	
Darstellung sozialer Leistungsindikatoren, was 
sie unter guten Arbeitspraktiken verstehen.

•	 Hinter	 den	 Leistungsindikatoren	 befinden	 sich	
konkrete Sachlagen und betriebliche Handlungs-
felder, die in den Vordergrund gestellt werden, 
andere	 treten	 dabei	 zwangsläufig	 in	 den	Hinter-
grund.	Über	die	CSR-Strategie	lassen	sich	damit	
innerbetriebliche Prioritäten festlegen.

•	 Kompetenzen	 in	 Sachen	Arbeitspraktiken	 befin-
den sich nicht (allein) bei den Geschäftsleitungen! 
Ohne die Mitwirkung der betrieblichen Interessen-
vertretungen besteht die Gefahr, 

- dass die dokumentierten Informationen unvoll-
ständig, irreführend oder gar falsch sind und 
keinesfalls die betriebliche Realität abbilden,

- dass es sich bei den von der Unternehmenslei-
tung beschriebenen sozialen Handlungsfeldern 
nicht um solche handelt, die eine hohe Priorität 
für die Belegschaft haben.

2. Betriebs- und Personalräte können im Rahmen 
einer CSR-Strategie eigene Impulse setzen

•	 Betriebliche	 Interessenvertretungen	 (BI)	 können	
eigene Vorschläge für die Erfassung und Doku-
mentation von Leistungsindikatoren einbringen 
und damit eigene Impulse setzen.

•	 Über	 die	Auswahl	 von	 Leistungsindikatoren	 las-
sen	 sich	 Handlungsfelder	 definieren,	 die	 nach	
den Vorstellungen der BI mit Priorität behandelt 
werden müssten.

•	 Die	Festlegung	von	arbeitsbezogenen	Leistungs-
indikatoren und Handlungsfeldern kann mehr Ver-
bindlichkeit hinsichtlich der Umsetzung von Ver-
besserungsmaßnahmen schaffen.

•	 Betriebliche	 Interessenvertretungen	 können	 ver-
suchen, betriebliche Handlungsfelder mit Hinwei-
sen auf die CSR-Rahmenkonzepte zu aktivieren, 
deren Bearbeitung bisher durch die Geschäftslei-
tungen erschwert wurde.

•	 Durch	eine	gemeinsam	von	GF	und	BI	getrage-
ne CSR-Strategie kann eine neue Kultur der Zu-
sammenarbeit	entwickelt	und	es	können	betrieb-
liche	Verhandlungsräume	geöffnet	oder	erweitert	
werden.

3. Nutzung der CSR-Rahmenkonzepte für die 
Strukturierung und Verbesserung der betrieb-
lichen Vertretungsarbeit

•	 Die	Kernthemen	gesellschaftlicher	Verantwortung	
decken sich in weiten Bereichen mit den Kernthe-
men	 betrieblicher	 Mitbestimmung.	 Diese	 Über-
einstimmung lässt sich nutzen, um auch weitere 
CSR-Ansprüche in die betriebliche Vertretungsar-
beit zu integrieren. 

•	 Die	 Beschreibung	 arbeitsbezogener	 Themen	 in	
den CSR-Konzepten kann dazu genutzt werden, 
die betriebliche Interessenvertretung zu struktu-
rieren und um neue Handlungsfelder zu erweitern. 



2020

CSR und betriebliche Interessenvertretung
•	 CSR-Strategien	können	darüber	hinaus	dazu	bei-

tragen, das eigene Handlungskonzept weiterzu-
entwickeln.

•	 Aus	der	Perspektive	der	BI	kann	es	zweckmäßig	
sein, die Arbeit nach Handlungsebenen (Betrieb, 
Wertschöpfungskette,	lokales	Umfeld)	zu	struktu-
rieren, um den eigenen Handlungsrahmen beson-
ders auch im Hinblick auf überbetriebliche Aktivi-
täten abzustecken. 

•	 Durch	die	Entstehung	neuer	Netzwerke	und	Ko-
operationspartnerschaften (z.B. Arbeits- und Men-
schenrechte	in	der	Wertschöpfungskette,	örtliche	
Qualifizierungsnetzwerke)	 können	 neue	 Hand-
lungsfelder aufgeschlossen und die Entwicklung 
bestehende Handlungsfelder unterstützt werden.

Letztlich lässt sich CSR zur Gestaltung betrieblicher 
Interessenvertretung im Rahmen eines eigenen 
Handlungskonzeptes nutzen, das auch ohne unter-
nehmerisches CSR-Engagement funktionsfähig ist.

3.2 Der Handlungsbezug der CSR-Rahmenkon-
 zepte für betriebliche Interessenvertretungen
Betriebliche	 Interessenvertretungen	 benötigen	 ei-
nen	möglichst	konkreten	Handlungsbezug,	um	 ihre	
Tätigkeitsfelder	 abstecken	 und	 bearbeiten	 zu	 kön-
nen. Ein solcher Handlungsbezug lässt sich in den 
CSR-Rahmenkonzepten nicht unmittelbar herstel-
len. Denn sie sind eher auf Transparenz und Do-
kumentationspflichten	 ausgerichtet.	 Dort	 werden	
Erwartungen in Form von Prinzipien formuliert und 
durch Umsetzungshilfen ergänzt. Dazu ein Beispiel 
aus	der	DIN	ISO	26000	zum	„Handlungsfeld	2:	Ar-
beitsbedingungen	und	Sozialschutz“:

„Eine Organisation sollte Löhne zahlen, die min-
destens den Bedürfnissen der Erwerbstätigen und 
ihrer Familien entsprechen. Dabei sollte sie das 
allgemeine Lohnniveau des jeweiligen Landes, die 
Lebenshaltungskosten, die Sozialleistungen und 
den relativen Lebensstandard anderer gesellschaft-
licher Gruppen berücksichtigen. … Bei der Festset-
zung von Löhnen und Arbeitsbedingungen, die diese 
Überlegungen widerspiegeln, sollte eine Organisa-
tion mit den Erwerbstätigen oder deren Vertretung 
(insbesondere Gewerkschaften, sofern sie es wün-

schen) in Übereinstimmung mit entsprechenden na-
tionalen Systemen kollektiv verhandeln [74][103]“
(DIN ISO 26000, S. 58).

Auf ähnliche Weise wie in der DIN ISO 26000 wer-
den	 sozial-ökologische	 Forderungen	 in	 den	 Leit-
prinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte der 

Vereinten Natio-
nen oder in den 
OECD-Leitsätzen 
für multinationale 
Unternehmen ver-
mittelt. Hier wird 
durch mehr oder 
weniger ausführ-

lich beschriebene Prinzipien ein CSR-Konstrukt dar-
gestellt, das dann von den in den Unterzeichnerstaa-
ten ansässigen Unternehmen umgesetzt werden 
soll. In Kapitel V. „Beschäftigung und Beziehungen 
zwischen den Sozialpartnern“ der OECD-Leitsätze 
heißt	es	beispielsweise:

„Die Unternehmen sollten im Rahmen der gelten-
den Gesetze und Bestimmungen sowie der beste-
henden Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen … 
im Rahmen ihrer Aktivitäten angemessene Maß-
nahmen zur Gewährleistung der Gesundheit und 
der Sicherheit am Arbeitsplatz treffen.“  (S. 43) 
Diese	 Forderung	 wird	 dann	 näher	 erläutert: „Die 
Bezugnahme auf den Arbeitsschutz bedeutet, dass 
von den multinationalen Unternehmen die Einhal-
tung der gültigen Vorschriften und branchenspezi-
fischen Normen erwartet wird, um das Risiko von 
Unfällen und Berufskrankheiten … auf ein Minimum 
zu reduzieren.“ (OECD 2011, S. 47)

Solche prinzipienbasierten Beschreibungen liefern 
zwar eine inhaltliche Orientierung. Konkrete Maß-
nahmen lassen sich daraus jedoch noch nicht ablei-
ten. Es stellt sich aus der Perspektive betrieblicher 
Interessenvertretungen die Frage nach dem konkre-
ten	Handlungsbezug:	Durch	welche	betrieblichen	In-
itiativen lassen sich die dort formulierten Forderun-
gen	erfüllen	–	und	welche	Beiträge	können	dazu	von	
Betriebs- und Personalräten geleistet werden?

Die prinzipienbasierten 
Beschreibungen der CSR-
Rahmenkonzepte liefern 
eine inhaltliche Orientie-
rung, aber noch keinen 
konkreten Handlungsbezug
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Übersichtlich: „Global Compact“ und „Deutscher Nach-
haltigkeitskodex“

Wesentlich einfacher und kompakter sind die CSR-
Rahmenkonzepte des „Gobal Compact“ der Verein-
ten Nationen (UNGC) und des „Deutschen Nach-
haltigkeitskodex“ (DNK) angelegt. Sie orientieren 
sich hauptsächlich an den Anforderungen aus Un-
ternehmenssicht. Sie beschränken sich auf 10 Prin-
zipien (beim UNGC), beziehungsweise 20 Kriterien 
(beim DNK), und sind dabei recht unkompliziert zu 
handhaben. Unterstützend zu den Angaben werden 
Leistungskriterien eingefordert, die in der „Global 
Reporting-Initiative“ (GRI) in Form von Leistungs-

indikatoren entwickelt wurden und sehr konkrete 
Angaben	zum	Entwicklungsstand	ermöglichen.	Erst	
das Zusammenwirken mit der „Global Reporting In-
itiative“ macht den „Global Compact“ und den „Deut-
schen Nachhaltigkeitskodex“ interessant. Denn das 
GRI-Konzept enthält eine Fülle von Indikatoren und 
Informationen, die in die beiden anderen CSR-Rah-
menkonzepte	 „eingebaut“	 werden	 können	 und	 die	
dortigen Ansprüche konkretisieren.

Im	Prinzip	 6:	 „Arbeitsnormen“	 des	UNGC	heißt	 es	
zum	Beispiel:

„Unternehmen sollen für die Beseitigung von Diskrimi-
nierung bei Anstellung und Beschäftigung eintreten“.

Die entsprechende Beschreibung der Unternehmen 
soll insbesondere über verschiedene GRI-Indikato-
ren erfolgen, beispielsweise im Rahmen des GRI-
Aspektes „Aus- und Weiterbildung“ durch den dort 
beschriebenen	 Indikator	 „LA9:	 Durchschnittliche	
jährliche Stundenzahl für Aus- und Weiterbildung pro 
Mitarbeiter nach Geschlecht und Mitarbeiterkatego-
rie“ (Geschäftsstelle Deutsches Global Compact 
Netzwerk 2014, S.23). Hier werden die Forderungen 
durch einfache betriebsbezogene Angaben konkreti-
siert. Das Thema für die betriebliche Interessenver-
tretung wäre in diesem Fall die Gleichstellung. Aus 
den geforderten Angaben ließe sich beispielsweise 

„herauslesen“,	 ob	 die	Qualifizierung	 von	Frauen	 in	
bestimmten Mitarbeiterkategorien unterrepräsentiert 
ist und ob dort Handlungsbedarf besteht.

Auch der Deutsche Nachhaltigkeitskodex verweist 
bei der Beschreibung der CSR-Leistungsangaben 
auf entsprechende GRI-Indikatoren. Das Kriterium 
14	des	DNK	behandelt	Arbeitnehmerrechte:

„Das Unternehmen berichtet, wie es national und in-
ternational anerkannte Standards zu Arbeitnehmer-
rechten einhält sowie die Beteiligung der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter am Nachhaltigkeitsmanage-
ment des Unternehmens fördert.“
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Auch hier wird die Forderung des Kriteriums 14 mit 
entsprechenden GRI-Indikatoren verknüpft, bei-
spielsweise mit dem Indikator „LA6“, der sich mit 
dem	 betrieblichen	Gesundheitsschutz	 befasst: „Art 
der Verletzung und Rate der Verletzungen, Berufs-
krankheiten, Ausfalltage und Abwesenheit sowie die 
Gesamtzahl der arbeitsbedingten Todesfälle nach 
Region und Geschlecht“ (Der Deutsche Nachhal-
tigkeitskodex, 2. Fassung 2015, S. 15 und 21). Hier 
wird einerseits ein Handlungsfeld (Gesundheits-
schutz)	definiert	und	zugleich	die	Informationsgrund-
lage für eventuell notwendige Interventionen der be-
trieblichen Interessenvertretung geliefert.

In beiden CSR-Konzepten werden die Forderungen 
durch die Verwendung von Indikatoren konkretisiert 
und, weil die GRI auf Transparenz in der Berichter-
stattung ausgerichtet ist, wesentlich anschaulicher 
dargestellt.	Darüber	hinaus	ermöglichen	die	in	GRI-
Kriterien dargestellten Angaben eine Vergleichbar-
keit über verschiedene Zeiträume und damit eine 
Darstellung der Entwicklung. Beim UNGC handelt es 
sich ebenso wie beim DNK bei der CSR-Konzeption 
um Berichtsstandards, nicht um Umsetzungshilfen. 

Dennoch geben die strukturierten Inhalte im Zu-
sammenhang mit dem Indikatorenset der GRI einen 
Einblick in die verschiedenen Handlungsfelder eines 
Unternehmens und in deren Konzeption im Hinblick 
auf	eine	sozial-ökologische	Entwicklung.

Der „Global Compact“ und der „Deutsche 
Nachhaltigkeitskodex“ als Einstieg für Unternehmen 
und betriebliche Interessenvertretungen

Beide Konzepte sind mit ihrem Berichterstattungs-
system an ein Verfahren gekoppelt, das es Ihnen er-

möglicht,	mit	ihrem	
gesellschaftlichen 
Engagement	 öf-
fentlich in Erschei-
nung zu treten. 
Das ist beim UN 
Global Compact 
die	 Veröffentli-
chung eines soge-

nannten Fortschrittsberichtes („Communication on 
Progress“ oder kurz „COP“) auf den Seiten der Ver-
einten Nationen mit mittlerweile 12.000 Unterneh-

Der Deutsche Nachhal-
tigkeitskodex bietet in 
Verbindung mit den GRI-
Indikatoren einen einfachen 
Einstieg in die CSR- 
Thematik
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men weltweit. Der DNK verfügt über einen eigenen 
Internetauftritt mit einer Unternehmensliste und den 
detaillierten Darstellungen ihrer Angaben zur gesell-
schaftlichen Verantwortung. Ihr Engagement wird 
dort durch eine sogenannte „DNK-Entsprechenser-
klärung" bestätigt.

Beide CSR-Rahmenkonzepte sind für Unternehmen 
ausgesprochen attraktiv. Eine Beteiligung geschieht 
auf freiwilliger Basis. Sie stellen, gemessen an der 
Gesamtheit der CSR-Forderungen, minimale Anfor-
derungen	an	Dokumentationspflichten,	um	in	den	Li-
sten von UNGC und DNK aufgenommen zu werden. 
Beide CSR-Konzepte gestatten eine Anpassung der 
CSR-Strategie an das jeweilige Unternehmen durch 
ein Maximum an Flexibilität in der Beschreibung der 
Kriterien und der Auswahl der jeweiligen Indikatoren. 
Die einfachen und übersichtlichen Anforderungen 
ermöglichen	 einen	 relativ	 problemlosen	Einstieg	 in	
eine CSR-Strategie, die sich zunächst ohne großen 
Aufwand durchführen und auf diesem Fundament 
aufbauend jederzeit erweitern lässt. Weil es sich 

beim UNGC und 
dem DNK um Qua-
l i tätskennzeich-
nungen handelt, 
die bei einer wei-
teren Verbreitung 
gesellschaftlicher 
Unternehmensver-

antwortung in den Zulieferer- und Kundenbeziehun-
gen eine bedeutende Rolle einnehmen dürften, wer-
den viele Unternehmen darauf in Zukunft nicht mehr 
verzichten	können.

Aus denselben Gründen wie für Unternehmen bieten 
die beiden CSR-Rahmenkonzepte auch für betriebli-
che Interessenvertretungen einen einfachen Einstieg 
in die CSR-Thematik. Die Konzepte beinhalten eine 
recht überschaubare Struktur, die das Verständnis 
von CSR vereinfacht. In Verbindung mit den GRI-In-
dikatoren lässt sich ein unmittelbarer Bezug zu den 
eigenen arbeitsbezogenen Kernthemen herstellen. 
Und schließlich kann vermutet werden, dass sich 
die Verhandlungsposition von Betriebs- und Perso-
nalräten verbessert, wenn sich Unternehmen den 
Anforderungen und Indikatoren der CSR-Rahmen-
konzepte	verpflichten.	Mit	Blick	auf	die	Umsetzung	
der	EU-Richtlinie	bezüglich	der	Verpflichtung	zur	Of-

fenlegung	von	nichtfinanziellen	Leistungsindikatoren	
werden sich die Unternehmen in Deutschland mit 
großer Wahrscheinlichkeit am Global Compact und 
insbesondere am Deutschen Nachhaltigkeitskodex 
orientieren.

Der UNGC und der DNK 
dürften in den Zuliefer- und 
Kundenbeziehungen der 
Unternehmen in Zukunft 
eine bedeutende Rolle ein-
nehmen
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3.3 Ein CSR-Referenzrahmen für betriebliche
 Interessenvertretungen:
 Deutscher Nachhaltigkeitskodex (DNK) und
 Global Reporting Initiative (GRI)
Welche CSR-Rahmenkonzepte sind für die Vertre-
tungsarbeit zweckmäßig, welche Rahmenkonzepte 
versprechen den einfachsten Einstieg und wie lässt 
sich der damit verbundene Arbeitsaufwand begrenz-
en? Wie in Kap. 3.2 dargestellt, lässt sich am ehe-
sten über den UN Global Compact (UNGC) und den 
Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK) in Verbin-
dung mit dem Indikatoren-Set der Global Reporting 
Initiative (GRI) ein deutlicher Handlungsbezug zu den 

Unternehmen und zur betrieblichen Vertretungsarbeit 
herstellen. Das, was für die Unternehmensleitungen 
attraktiv, weil kompakt und übersichtlich erscheint, 
kann auch betrieblichen Interessenvertretungen den 
Einstieg in die CSR-Konzeption erheblich vereinfa-
chen. Hier lässt sich auf relativ unkomplizierte Wei-

se ein Bezug zwischen der Funktionsweise von CSR 
und dem eigenen Betrieb herstellen.

Der Deutsche Nachhaltigkeitskodex (DNK) als 
Referenzkonzept

Zwischen dem UN Global Compact und dem Deut-
schen Nachhaltigkeitskodex gibt es ebenfalls Un-
terschiede, die für einen konkreten Einstieg in die 
CSR-Thematik beachtet werden sollten. Bei beiden 
Konzepten handelt es sich Minimalstandards. Der 
DNK wird jedoch in Verbindung mit der EU-Richtlinie 
über	 die	 Dokumentationspflichten	 nichtfinanzieller	
Leistungsindikatoren bedeutsam. In einer gutach-

terlichen Stellungnahme im Auf-
trag der Deutsche Gesellschaft für 
Internationale Zusammenarbeit 
(GIZ) wurde festgestellt, dass der 
DNK in vollem Umfang den Anfor-
derungen der EU-Richtlinie ent-
spricht (vgl. Hecker 2015). Da die-
se Richtlinie nicht nur bestimmte 
Unternehmen ab 500 Beschäftigte 
zur	 Offenlegung	 nichtfinanzieller	
Leistungsindikatoren	 verpflichtet,	
sondern sich darüber hinaus in 
erheblichem Maße auf die Nach-
weispflichten	im	Zuliefer-	und	Kun-
dengeflecht	auswirken	wird,	dürfte	
sich der Deutsche Nachhaltigkeits-
kodex zu einem Referenzkonzept 
entwickeln, an dem sich die mei-
sten, insbesondere auch kleine 
und mittelständische Unterneh-
men, orientieren werden.

Darüber hinaus wird der Einstieg 
in die CSR-Konzeption über den 
DNK auch durch einen über-
sichtlichen und anwenderfreund-
lichen DNK-Internetauftritt er-
heblich	vereinfacht.	Hier	können	
Unternehmen ihre Angaben nicht 

nur online einstellen. Diese Angaben sind auch für 
die	allgemeine	Öffentlichkeit	zugänglich.	Wer	sich	
eine Zeit mit diesem Auftritt beschäftigt, versteht in 
relativ kurzer Zeit die Logik des Deutschen Nach-
haltigkeitskodex und der CSR- Konzeption.
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Weitere Leistungsindikatoren Abfallwirtschaftsbetrieb München
(Auszug	aus	der	DNK-Datenbank):

Leistungsindikator GRI LA8
Unterricht, Schulungen, Beratungsangebote, Vorsorge- und Risikokontrollprogramme, die Mitarbeiter, ihre Familien oder Gemeinde-
mitglieder in Bezug auf ernste Krankheiten unterstützen.
Der	AWM	qualifiziert	seine	Mitarbeiterinnen	und	Mitarbeiter	ständig	weiter.	So	können	sie	die	Weiterbildungsangebote	der	Stadt	
München nutzen oder auch AWM-eigene fachliche Fortbildungen nutzen…

Leistungsindikator GRI LA10
Durchschnittliche jährliche Stundenzahl pro Mitarbeiter und Mitarbeiterkategorie, die der Mitarbeiter aus- oder weitergebildet wurde.
Im Durchschnitt erhielt jede AWM-Mitarbeiterin und jeder AWM-Mitarbeiter in 2012 knapp 13 Fortbildungsstunden.

Leistungsindikator GRI LA13
Zusammensetzung der leitenden Organe und Aufteilung der Mitarbeiter nach Kategorie hinsichtlich Geschlecht, Altersgruppe, Zuge-
hörigkeit	zu	einer	Minderheit	und	anderen	Indikatoren	für	Vielfalt.
Für den AWM arbeiten Menschen aus 23 Nationen. Ein toleranter und wertschätzender Umgang im täglichen Miteinander sorgt für 
gelebtes Multikulti. Beim AWM herrschen Gleichberechtigung und Fairness. Die Gleichstellung von Frauen sowie die Vereinbarkeit 
von	Familie	und	Beruf	werden	aktiv	gefördert…

Leistungsindikator GRI HR4
Gesamtzahl der Vorfälle von Diskriminierung und ergriffene Maßnahmen.
Die Werkleitung und die Personalvertretung setzen ein deutliches Zeichen gegen jegliche Art von Rassismus, Ausländerfeindlichkeit 
und Diskriminierung. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden jährlich zum Thema Antidiskriminierung informiert. Alle Führungs-
kräfte besuchen die Fortbildung zum Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) der Stadt München…
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Über	die	Seite	können	auch	Informationen	ein	und	
derselben Branche unmittelbar miteinander ver-
glichen werden. In den Informationen lässt sich 
„stöbern“,	um	zu	sehen,	über	welche	Aktivitäten	–	
insbesondere arbeitsbezogene Aktivitäten - ande-
re	Unternehmen	berichten.	Damit	eröffnet	sich	die	
Möglichkeit	einzuschätzen,	wo	das	Unternehmen	
bezüglich der verschiedenen arbeitsbezogenen 
Sachverhalte - wie zum Beispiel der Krankheits-
rate – steht, und es werden Anregungen vermit-
telt, die auch für das eigene Unternehmen inter-
essant	 sein	 könnten,	 beispielsweise	 im	 Umgang	
mit Leiharbeitnehmer/innen. Aus diesen Gründen 
würde sich auch für betriebliche Interessenver-
tretungen ein Einstieg in die CSR-Thematik über 
den Deutschen Nachhaltigkeitskodex empfehlen. 
Auch wenn sich Unternehmensleitungen – etwa 
aufgrund ihrer internationalen Ausrichtung - eher 
am UN Global Compact orientieren, wäre das un-
problematisch, weil die Systematik des DNK etwa 
der des UNGC entspricht.

Die Informationen und Leistungsindikatoren der Global
Reporting Initiative (GRI)

Die Global Reporting Initiative wurde 1997 mit 
dem Ziel gegründet, einen einheitlichen Rahmen 
für	 die	Berichterstattung	 über	 den	 sozialen,	 öko-
nomischen	 und	 ökologischen	Status	 von	Organi-
sationen	–	dazu	gehören	auch	Unternehmen	–	auf	
globaler Ebene zu entwickeln und umzusetzen. 
Die Initiative setzt sich aus privatwirtschaftlichen 
Unternehmen und Verbänden, zivilgesellschaftli-
chen Organisationen (NGOs), Arbeitnehmerver-
tretern (Gewerkschaften) und anderen Institutio-
nen (Regierungen, Stiftungen, Unternehmensbe-
ratungen, etc.) zusammen. Sie erarbeitet Kriterien 
für	 einen	 sozialen	 und	 ökologischen	 Leistungs-
nachweis und Orientierungshilfen für die Nachhal-
tigkeitsberichterstattung. Die GRI-Kriterien sind 
fester Bestandteil der unternehmensbezogenen 
CSR-Rahmenkonzepte „Global Compact - UNGC“ 
und „Deutscher Nachhaltigkeitskodex - DNK“.
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GRI-Unterkategorie: Arbeitspraktiken und menschenwürdige Beschäftigung
Aspekt: Beschäftigung
Übersicht

Angaben zum Managementansatz

G4-DMA Orientierungshilfe:	allgemeine	DMA	S.	65–66;	aspektspezifische	S.	147-148

Indikatoren
G4-LA1 Gesamtzahl	und	Rate	neu	eingestellter	Mitarbeiter	sowie	Personalfluktuation	nach	Altersgruppe,

	 Geschlecht	und	Region;	Orientierungshilfe:	S.	149
G4-LA2 Betriebliche Leistungen, die nur Vollzeitbeschäftigten, nicht aber Mitarbeitern mit befristeten  

	 Arbeitsverträgen	oder	Teilzeitbeschäftigten	gewährt	werden,	nach	Hauptgeschäftsstandorten;	
	 Orientierungshilfe:	S.	150

G4-LA3	 Rückkehrrate	an	den	Arbeitsplatz	und	Verbleibsrate	nach	der	Elternzeit	nach	Geschlecht;	
	 Orientierungshilfe:	S.	151

Indikator G4-LA1
Gesamtzahl	und	Rate	neu	eingestellter	Mitarbeiter	sowie	Personalfluktuation	nach	Altersgruppe,
Geschlecht und Region

a. Geben Sie Gesamtzahl und Rate der während des Berichtszeitraums neu eingestellten Mitarbeiter  
nach Altersgruppe, Geschlecht und Region an.

	 	 b.	 Geben	Sie	Gesamtzahl	und	Rate	der	während	des	Berichtszeitraums	erfolgten	Personalfluktuation
nach Altersgruppe, Geschlecht und Region an.

Orientierungshilfe

Relevanz

Informationen	zu	Zahl,	Alter,	Geschlecht	und	Region	neu	eingestellter	Mitarbeiter	der	Organisation	können	über
deren	Strategie	und	Fähigkeit,	diversifizierte	Fachkräfte	zu	gewinnen,	Aufschluss	geben.	Diese	Informationen	
können	die	Bemühungen	der	Organisation	zur	Umsetzung	von	Einstellungspraktiken	basierend	auf	Diversitäts-
faktoren wie Alter und Geschlecht zum Ausdruck bringen und die optimale Nutzung des vorhandenen Arbeits- 
kräfte- und Nachwuchspotenzials in verschiedenen Regionen anzeigen.

Eine	hohe	Personalfluktuation	kann	auf	Unsicherheit	und	Unzufriedenheit	unter	den	Mitarbeitern	hindeuten	oder	Zeichen	
von grundlegenden Änderungen in der Struktur des Kerngeschäfts der Organisation sein. Eine un- 
gleiche Verteilung der Fluktuation nach Alter oder Geschlecht kann ein Hinweis auf mangelnde Eignung oder 
auf Ungleichbehandlung am Arbeitsplatz sein.

Personalfluktuation	verändert	das	Human-	und	das	geistige	Kapital	der	Organisation	und	kann	deren	Produkti-
vität	beeinflussen.	Sie	wirkt	sich	unmittelbar	auf	die	Kosten	aus,	entweder	durch	geringere	Personalkosten	oder	durch	
höhere	Ausgaben	für	Neueinstellungen.

Datensammlung

Ermitteln Sie Gesamtzahl der während des Berichtszeitraums neu eingestellten Mitarbeiter nach Altersgruppe –  
unter 30 Jahre alt, 30–50 Jahre alt, über 50 Jahre alt – sowie Geschlecht und Region.

Ermitteln	Sie	die	während	des	Berichtszeitraums	erfolgte	Personalfluktuation	nach	Altersgruppe	–	unter	30	Jahre
alt, 30–50 Jahre alt, über 50 Jahre alt – sowie Geschlecht und Region.

Die Zahl der netto geschaffenen Arbeitsplätze kann anhand der unter G4-10 angegebenen Daten geschätzt 
werden.

Die Quoten werden auf der Grundlage der Gesamtzahl der Beschäftigten am Ende des Berichtszeitraums 
berechnet.

Quelle: Global Reporting Initiative 2013, Umsetzungsanleitung, S.146-147
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2013 entstand die vierte Leitfadengeneration 
(G4-Leitfaden). Der Leitfaden besteht aus Be-
richterstattungsgrundsätzen, Standardangaben 
und einer Umsetzungsanleitung. Er enthält Ver-
weise auf andere CSR-Rahmenkonzepte wie die 
OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen. 
Ein	 umfangreiches	 Kriterien-Set	 ermöglicht	 eine	
detaillierte und dennoch benutzerfreundlich ange-
legte Berichterstattung. Die GRI listet 58 Kriterien 
für allgemeine Standardangaben und 92 Kriterien 
für	spezifische	Standardangaben	auf,	darunter	16	
Kriterien zum Thema „Arbeitspraktiken und men-
schenwürdige Beschäftigung“. Im Gegensatz zu 
anderen CSR-Rahmenkonzepten enthält der G4-
Leitfaden sehr konkrete Hinweise auf soziale (bzw. 
gesellschaftliche),	ökologische	und	wirtschaftliche	
Kriterien. Obwohl das Konzept auf die Bericht-

erstattung ausgerichtet ist, lassen sich über die 
Einzelkriterien konkrete Rückschlüsse auf die zu-
grunde liegenden Handlungsfelder ziehen. Inso-
fern werden durch das GRI-Konzept betriebliche 
Handlungsfelder strukturiert.

Am Beispiel der Unterkategorie „Arbeitspraktiken 
und menschenwürdige Beschäftigung“ lässt sich 
die Struktur und das Informationspotenzial der 
GRI-Dokumente	erkennen	(siehe	Grafik	S.27).	Wie	
die Informationen und die Leistungsindikatoren in 
den Deutschen Nachhaltigkeitskodex integriert 
werden,	zeigt	die	Grafik	aus	der	DNK-Datenbank	
am Beispiel des Abfallwirtschaftsbetriebes Mün-
chen	(Grafik	S.	25)	und	des	Spar-	und	Bauvereins	
Dortmund (siehe unten).
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4.  Die Integration von CSR-Ansprüchen 
 zur nachhaltigen Gestaltung 
 betrieblicher Interessenvertretung
4.1 Die Integration von CSR in die betriebliche 
 Vertretungsarbeit:  Entwicklung eines
 Handlungsmodells
Die Frage, wie der CSR-Ansatz in die betriebliche 
Interessenarbeit	einfließen	kann,	lässt	sich	zunächst	
relativ	 einfach	beantworten:	Viele	Handlungsfelder,	
die von Betriebs- und Personalräten bearbeitet wer-
den, sind auch in den CSR-Konzepten enthalten. 
Oder	andersherum:	Viele	Ansprüche,	wie	sie	in	den	

CSR-Rahmen-
konzepten for-
muliert werden, 
sind bereits Ge-
genstand der Ar-
beit von betrieb-
lichen Interes-
senvertretungen. 
Andere Ansprü-

che wiederum werden nicht oder eher nicht beson-
ders intensiv bearbeitet. Dabei handelt sich in erster 
Linie um Handlungsfelder außerhalb der arbeitsbe-
zogenen Kernthemen. Das hängt sehr vom Betrieb 
und den Ansprüchen der Beschäftigten und deren 
Vertreter/innen ab. Der Betriebsrat eines Unterneh-
mens mit hohem Energieverbrauch wird sich neben 
den sozialen Erfordernissen auch mit energetischen 
Fragen befassen (müssen). Wenn Außendienstmit-
arbeiter in korruptionsgefährdeten Regionen tätig 
sind, müssen sie eventuell zu ihrem eigenen Schutz 
auf diese Aufgabe vorbereitet werden. Auch dabei 
kann es sich unter Umständen um ein Themenfeld 
betrieblicher Interessenvertretung handeln. Das 
heißt, jeder Betriebs- oder Personalrat entwickelt ein 
auf das eigene Unternehmen ausgerichtetes Hand-
lungsprofil.	Es	lässt	sich	kaum	pauschalisieren,	wel-
che der in den CSR-Konzepten beschriebenen For-
derungen für einen Betriebs- oder Personalrat rele-
vant	und	welche	eher	unwesentlich	sein	könnten.

Welche CSR-Strategie ist am besten für die betrieb-
liche Interessenvertretung geeignet? Zunächst geht 
es	bei	der	Frage	um	mögliche	Motive	von	betrieb-
lichen Interessenvertretungen für ein CSR-Engage-
ment	(siehe	Kap.3.1):	

1. Die Auswahl und Darstellung sozialer, bzw. ar-
beitsbezogener Handlungsfelder sollte auch im 
Rahmen einer betrieblichen CSR-Strategie nicht 
allein den Unternehmensleitungen überlassen 
werden.

2.	Betriebs-	 und	 Personalräte	 können	 eigene	 Im-
pulse setzen, indem sie in den arbeitsbezogenen 
Handlungsfeldern mehr Verbindlichkeit einfordern 
und versuchen, bisher brachliegende Handlungs-
felder zu aktivieren.

3.	Die	CSR-Rahmenkonzepte	können	dazu	genutzt	
werden, die betriebliche Vertretungsarbeit im Hin-
blick auf zukünftige Anforderungen neu auszu-
richten und zu strukturieren.

Betriebliche Interessenvertretungen, die sich ohne 
Eigeninitiativen zu entwickeln lediglich an Aktivitä-
ten beteiligen, die das Unternehmen vorgibt, werden 
ihre	 eigenen	 Ansprüche	 kaum	 umsetzen	 können.	
Eine Berücksichtigung von CSR-Aspekten in der 
Vertretungsarbeit wäre in dem Fall auch nur dann 
vorstellbar, wenn das Unternehmen aktiv wird. Be-
triebs-	und	Personalräte	können	aber	zur	Triebfeder	
bei der Umsetzung einer betrieblichen CSR-Strate-
gie werden. Unabhängig davon, ob sich ein Unter-
nehmen darauf einlässt oder nicht, sollten Betriebs- 
und Personalräte eigene Vorstellungen zur sozial-
ökologischen	Verantwortung	entwickeln.

Im Mittelpunkt: die Vertretungsarbeit

Eine betriebliche Interessenvertretung sollte sich 
bei der Organisation ihres CSR-Engagements und 
bei der Auswahl von Handlungsfeldern vornehmlich 
von den eigenen Interessen, bzw. von den Interes-
sen der Beschäftigten leiten lassen. Niemand kann 
erwarten, dass sich betriebliche Interessenvertretun-
gen mit der Thematik befassen, ohne Eigeninteres-
sen zu verfolgen. Ein ernstzunehmendes Engage-
ment kann im Grunde nur dann entstehen, wenn es 
sich im Verständnis betrieblicher Interessenvertre-
tung bei den CSR-Anforderungen um einen festen 
Bestandteil der Vertretungsarbeit auf dem Funda-
ment der bestehenden Mitbestimmung handelt. 
CSR sollte zur Verbesserung der Vertretungsarbeit 
beitragen und die Ansprüche an sozialverträgliche 
Arbeitsbedingungen innerhalb des Unternehmens 
untermauern oder zumindest stabilisieren. Deshalb 

Das Vertretungsprofil von 
Betriebs- und Personalräten 
orientiert sich an den Be-
schäftigteninteressen und 
den betrieblichen Rahmen-
bedingungen
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ist es im Rahmen der eigenen Vertretungsstrategie 
wesentlich	 herauszufinden,	 welche	 Bedeutung	 die	
verschiedenen CSR-Anforderungen für die Kerntä-
tigkeiten der betrieblichen Interessenvertretung ha-
ben kann. Danach lässt sich die Vertretungsarbeit 
auch auf andere CSR-Themen ausweiten, soweit 
dies die Zeit- und Wissensressourcen zulassen. 

Ausgehend von den CSR-Rahmenkonzepten und 
aus der Perspektive der betrieblichen Interessenver-
tretungen kann ein Organisationsmodell verwendet 
werden, das CSR- und Vertretungsansprüche mitein-
ander verbindet. Das Zentrum mit den Kernthemen 
betrieblicher Interessenvertretung und den betriebli-
chen Kommunikations- und Verhandlungsstrukturen 
lässt	 sich	 auf	 die	 Bezugsebenen	 der	 Wertschöp-
fungsprozesse und des lokalen/regionalen Umfeldes 
ausdehnen. Ausgehend von den arbeitsbezogenen 

Kernthemen kann das Themenspektrum dann ent-
sprechend der CSR-Konzeption nach „innen“ und 
nach „außen“ erweitert werden. Damit ließe sich 
gewährleisten, dass CSR zum Bestandteil der be-
trieblichen Interessenarbeit wird, ohne die Interes-
senarbeit im Kern zu verändern und sie gleichzeitig 
für	neue	Anforderungen	zu	öffnen.

Vertretungsorganisation nach Handlungsebenen

Es wäre von Vorteil, wenn sich die Vertretungsarbeit 
an	einem	Organisationskonzept	orientieren	könnte,	
das sowohl den Kern der betrieblichen Interessen-
vertretung beinhaltet, als auch offen ist im Hinblick 
auf die Erweiterung um weitere CSR-Handlungsfel-
der.

- Es würde die Aufgabe einer Integration von CSR 
in die Vertretungsarbeit erleichtern, wenn konzep-
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tionell dort begonnen wird, wo die Vertretungsar-
beit	bereits	stattfindet.

- Dazu müsste die betriebliche Vertretungsarbeit 
auf eine längerfristige Perspektive hin ausgerich-
tet und strukturiert werden.

- Aufbauend auf diesen Kern betrieblicher Interes-
senvertretung	 wäre	 es	 dann	möglich,	 nach	 und	
nach andere, auch überbetriebliche Handlungs-
felder, zu erschließen.

In den CSR-Rahmenkonzepten lassen sich verschie-
dene Handlungsebenen unterscheiden, die dazu 
beitragen	können,	betriebliche	Vertretungsstrategien	
zu strukturieren. Die betriebliche Handlungsebene 
ist mit den innerbetrieblichen Kommunikations- und 
Kooperationsstrukturen für den Umgang mit den be-
trieblichen	sozial-ökologischen	Ansprüchen	und	als	
Steuerungszentrum von zentraler Bedeutung. Dar-
über hinaus spielen die Handlungsebene der Wert-
schöpfungsketten	mit	dem	Netz	von	Zulieferern	und	
Kunden, sowie das lokale, beziehungsweise regio-
nale Umfeld in Verbindung mit den dortigen gesell-
schaftlichen Anspruchsgruppen als Handlungsebe-
ne eine bedeutende Rolle.

Diese	drei	Handlungsebenen	können	sich	 in	vielen	
Bereichen überschneiden oder ergänzen. Beispiels-
weise	könnte	ein	Betrieb	beschließen,	sich	nur	auf	
regionale Zulieferer zu konzentrieren. Dann wird 
sich	 ein	 großer	Teil	 des	Wertschöpfungsprozesses	
im regionalen Umfeld abspielen. Oder im Betrieb 
sollen Fahrgemeinschaften gebildet werden, weil die 
Verkehrssituation im kommunalen Umfeld dies erfor-
dert oder einfach aus Umweltschutzgründen. Dann 
ist dies in der Regel auch ein Thema für die betrieb-
liche Interessenvertretung.

Zusammengefasst lautet die Empfehlung an betrieb-
liche	Interessenvertretungen:

►	 CSR	 in	 die	 betriebliche	 Interessenarbeit	 einzu-
binden kann nicht bedeuten, CSR-Ansprüche 
uneigennützig zu berücksichtigen. Die CSR-
Konzeption sollte insbesondere danach bewertet 
werden, ob und in welchem Umfang sie die be-
triebliche Vertretungsarbeit unterstützen kann.

►	 Da	 wichtige	 CSR-Forderungen	 bereits	 den	
Kernthemen	zugeordnet	werden	können,	ist	es	
naheliegend, diesen Kern als Ausgangspunkt 

für die Bearbeitung weiterer Handlungsfelder zu 
nutzen. Dabei kann sich die betriebliche Inter-
essenvertretung an einem Organisationsmodell 
orientieren, dass entsprechend der CSR-Kon-
zepte über die innerbetriebliche Handlungsebe-
ne	 hinaus	 die	 Wertschöpfungsketten	 und	 das	
kommunale/regionale Umfeld einbeziehen.

►	 Aufgrund	 des	 relativ	 einfachen	 Zugangs	 zu	
der CSR-Konzeption (insbesondere über den 
DNK-Internetauftritt) und der Bedeutung des 
Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK) im 
europäischen Kontext, bietet es sich an, sich 
beim Zugang zur CSR-Thematik am Deutschen 
Nachhaltigkeitskodex in Verbindung mit der 
Global Reporting Initiative (GRI) und deren The-
men- und Indikatorensystematik zu orientieren.

►	 Der	Deutsche	Nachhaltigkeitskodex	und	die	Glo-
bal Reporting Initiative bilden also in Verbindung 
mit dem CSR-Organisationsmodell einen Refe-
renzrahmen für die Integration von CSR-Ansprü-
chen in die betriebliche Vertretungsarbeit.

„ … Gewerkschaften (haben) in der Vergangenheit 
immer wieder bewiesen, dass sie eine ernstzu-
nehmende Kraft zur Bekämpfung von Verstößen 
gegen Arbeitnehmer_innen- und Menschenrechte 
darstellen können, wenn sie sich zusammentun … 
Gewerkschaften können eine andere Perspektive 
bieten, eine Perspektive des kollektiven, interna-
tionalen solidarischen Handelns. Die Herausfor-
derungen sind zweifellos enorm und alleingültige 
Antworten sind nicht zu erwarten. Auch die rich-
tige Kombination von organisatorischen Verän-
derungen, Ressourcen, Mitgliedermobilisierung, 
Kampagnenzielsetzungen und Zusammenarbeit 
in Netzwerken wird nicht ohne weiteres herstellbar 
sein. Aber es ist machbar.“  (Hübner 2015, S.16)
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4.2 Die nachhaltige und zukunftsfähige Gestaltung
 von betrieblichen Vertretungsprozessen
Das Fundament für die Entwicklung einer Vertre-
tungsstrategie bildet das in Kap. 4.1 beschriebene 
Vertretungsmodell. Im Mittelpunkt und Ausgangs-
punkt	 für	 eine	 Öffnung	 nach	 außen	 entsprechend	
der CSR-Rahmenkonzepte stehen die innerbetrieb-
liche Kommunikations- und Verhandlungsstruktur 
in Verbindung mit den Kernthemen betrieblicher 
Interessenvertretung. Dies sollte als Bezugspunkt 
dazu genutzt werden, andere CSR-Ansprüche be-
zogen	 auf	 die	 Wertschöpfungskette	 sowie	 das	 lo-
kale und regionale Umfeld für die Vertretungsarbeit 
zu erschließen. Für diese Aufgabe bedarf es keiner 
grundlegenden Veränderung der Betriebs- und Per-
sonalratsarbeit. Die Ansprüche an eine betriebliche 
Interessenvertretung wachsen jedoch ständig. Es 
wäre deshalb vorteilhaft, sich zunächst grundsätz-

lich mit der Frage zu befassen, wie sich eine betrieb-
liche Interessenvertretung auf zukünftige Aufgaben 
vorbereiten und die Vertretungsarbeit in zunehmend 
komplexeren inner- und außerbetrieblichen Span-
nungsfeldern professionalisieren kann.

Der Betriebsrat des VW-Werkes in Emden hat sich 
mit der Frage befasst, wie die Betriebsratsarbeit 
weiterentwickelt und systematisiert werden kann, 
um zukünftigen Anforderungen insbesondere einer 
nachhaltigen	 Entwicklung	 bewältigen	 zu	 können.	
Der „ … Alltag der Betriebsratsarbeit … ist …  ge-
prägt durch ein kompliziertes Interessenfeld mit 
großen Spannungen, in dem die Betriebsräte agie-
ren. Hinzu kommt, dass sie dafür in der Regel nicht 
ausgebildet sind, sondern sich das notwendige Wis-
sen und die Kompetenzen erst in der Arbeit parallel 
zu ihrer Tätigkeit aneignen müssen. Dieser Aneig-
nungsprozess, der vor allem unterstützt durch die 
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Gewerkschaften abläuft, hatte bisher einen Schwer-
punkt auf politischen, juristischen und sachbezoge-
nen Themen. In der Praxis führt die Tätigkeit im Be-
triebsrat aber oft auch zu Überforderung der Person. 
Die Betriebsräte brauchen deswegen auch Unter-
stützung in Fragen der Persönlichkeitsstärkung und 
in sozialen und Steuerungskompetenzen.“ (Behrens 
u.a. 2010, Handbuch, S.6)

Dazu wurde ein Projekt mit dem VW-Betriebsrat in 
Emden durchgeführt. Im Mittelpunkt stand die Bear-
beitung	von	vier	inhaltlichen	Themenfeldern:	„Strate-
gie“, „Veränderung“, „Führung, Personalentwicklung, 

Qualifizierung“	und	„Kommunikation“.	Sie	wurden	als	
relevant für eine nachhaltige Betriebsratsarbeit iden-
tifiziert.	Hier	bestand	stärkerer	Handlungsbedarf,	um	
die betriebliche Interessenvertretung auf zukünftige 
Aufgaben vorzubereiten, insbesondere auch auf die 
Bearbeitung von Themenfeldern einer nachhaltigen 
Entwicklung	(Behrends	u.a.	2010,	Handbuch	S.	9):

• „Nachhaltigkeit hinsichtlich Produkten, Produk--
tionsmethoden und Produktressourcen ...

• Nachhaltigkeit in der täglichen Arbeit, in Bezug 
auf eine langfristige Wirkung der Betriebsratsar-
beit
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• Nachhaltigkeit durch langfristige Existenz des 

„Organismus“ Unternehmen (hier das Werk Em-
den). Betriebsräte sind stärker noch als das Ma-
nagement Garant für ein konsequentes Eintreten 
für die Arbeitsplätze vor Ort

• Nachhaltigkeit als gesamtes Politikkonzept 
(z. B. Einbindung in die Region und Entwicklung 
der Region)“

Ebenfalls eine auf zukünftige Anforderungen der 
betrieblichen Interessenvertretung ausgerichtete 
Handlungshilfe ist das Handbuch „Von der Mitbe-
stimmung	zur	Mitgestaltung;	Handbuch	zum	Aufbau	
proaktiver,	 professioneller	 und	 profitabler	 Betriebs-
ratsarbeit“ aus dem Jahr 2014.

Das Handbuch stellt Methoden, Beispiele aus der 
Betriebsratspraxis und Vorschläge vor, wie die kom-
plexe Managementaufgabe „betriebliche Interes-

senvertretung“ angesichts der zukünftigen Anforde-
rungen, mit denen sich Betriebs- und Personalräte 
konfrontiert	 sehen,	 bewältigt	 werden	 können.	 Hier	
geht es nicht nur um die „ … systematische Erschlie-
ßung von Verbesserungsmöglichkeiten im Betriebs-
rat.“ In Teil drei des Handbuches geht es um das 
Zusammenwirken der betrieblichen Ebene mit den 
Gewerkschaften und dem betrieblichen Umfeld in 
der Region, den Kunden, Zulieferern und anderen 
Anspruchsgruppen (Stakeholdern) (siehe Reiche 
u.a. 2014).

Die folgende Darstellung zeigt, wie eine Vertre-
tungsstrategie aufgebaut werden kann, um zu-
künftige Anforderungen zu erfüllen, CSR-Ansprü-
che zu berücksichtigen und die Vertretungsarbeit 
für	 diesbezüglich	 neue	Anforderungen	 zu	 öffnen.	
Eine differenzierte Darstellung der Arbeitsschritte 
folgt im nachfolgenden Kapitel (4.3).
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4.3 Der strategische Kern: Arbeitsbezogene
 CSR-Ansprüche in der betrieblichen
 Vertretungsstrategie
Jede betriebliche Interessenvertretung hat eine ei-
gene	 Vertretungsstrategie	 mit	 einem	 spezifischen	
Tätigkeitsprofil	 und	 unterschiedlichen	Schwerpunk-
ten. In der folgenden Beschreibung sollen die The-
men/Faktoren des Deutschen Nachhaltigkeitskodex 
(DNK) in Verbindung mit den Indikatoren der Global 
Reporting Initiative (GRI) den im vorherigen Kapitel 
(4.2, S.34) vorgestellten Schritten der Vertretungs-
strategie dargestellt werden.

1. Die Entwicklung eines Leitbildes

Das Leitbild einer betrieblichen Interessenvertretung 
(BI) beschreibt ein gemeinsames Rollenverständnis. 
In dieses Leitbild sollten die Ansprüche der BI an die 
eigene Arbeit und an eine gesellschaftlich verant-
wortliche Unternehmensentwicklung verankert wer-
den. Auf der einen Seite geht es darum, dass sich 
die Arbeit der BI selbst an diesen Ansprüchen orien-
tiert. Das umfasst

•	 die	 mitbestimmungsrelevanten	 Kernthemen	 be-
trieblicher Vertretungsarbeit,

•	 eine	 solidarische	 Zusammenarbeit	 mit	 den	 ar-
beitsbezogenen Gremien der Zulieferbetriebe,

•	 die	Kontakte	und	Kooperationen	mit	den	arbeits-
bezogenen Institutionen im lokalen und regiona-
len Umfeld sowie

•	 über	 arbeitsrelevante	 Bezüge	 hinausgehende	
umweltbezogene und andere gesellschaftlich re-
levante Themenfelder (z.B. kulturelles Engage-
ment).

Auf der anderen Seite ist es naheliegend, in seinem 
Leitbild zu verdeutlichen, dass der Betriebs- oder 
Personalrat auf eine gesellschaftlich verantwortli-
chen Unternehmensführung hinwirkt, an dem sich 
das Unternehmen insgesamt, also auch Geschäfts-
leitungen und Vorstände, orientieren. Denn auf lange 
Sicht wäre es sicherlich mühevoll, die angestrebten 
Ziele zu erreichen, wenn eine betriebliche Interes-
senvertretung in ihrem Bestreben um eine gesell-
schaftlich verantwortliche Unternehmensentwicklung 
dauerhaft gegen die Unternehmensführung agieren 
müsste. Vielmehr verbindet sich das Leitbild einer 

gesellschaftlich verantwortlichen Unternehmensent-
wicklung mit der Vorstellung von einer Streitkultur, 
die auf Verantwortung, Mitbestimmung und Mitge-
staltung sowie gegenseitigem Respekt beruht.

2. Zusammenstellung und Strukturierung der
Themen

Es existiert eine Fülle von Themen, die sich den 
Kernthemen der Betriebs- und Personalratsarbeit 
zuordnen lassen wie zum Beispiel Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz, Bildung, Gleichstellung, Arbeits-
zeitregelungen, usw. Die Zusammenstellung der 
Themen ergibt sich zunächst aus den arbeitsbezo-
genen Anforderungen der betrieblichen Situation. 
Darüber	hinaus	besteht	die	Möglichkeit,	sich	an	den	
Themen des DGB Index „Gute Arbeit“ zu orientieren
(Internet: index-gute-arbeit.dgb.de). Eine systema-
tische - zum Beispiel jährliche - Befragung der Be-
schäftigten	 kann	 sinnvoll	 sein,	 um	 herauszufinden,	
was die Kolleginnen und Kollegen bewegt. Auch aus 
gewerkschaftlichen Kampagnen lassen sich Themen 
ableiten (z.B. Werkverträge, Mindestlohn).

Bezogen auf CSR sollten die arbeitsbezogenen For-
derungen der Rahmenkonzepte in die Zusammen-
stellung	einfließen.	Hier	kann	man	sich	an	der	Indika-
torenliste der Global Reporting Initiative (GRI) orien-
tieren und vorab diejenigen Themen auswählen, die 
für die betriebliche Interessenvertretung interessant 
sein	könnten.	Dazu	gehören	zumindest	die	GRI-Un-
terkategorien „Arbeitspraktiken und menschenwürdi-
ge Beschäftigung“ sowie „Menschenrechte“. Auch in 
der Datenbank des Deutschen Nachhaltigkeitskodex 
(„DNK-Datenbank“) lassen sich zahlreiche arbeits-
bezogene	Themen	finden,	mit	denen	die	betriebliche	
„Themensammlung“ angereichert werden kann (un-

„Wenn sie die Besten werden wollen, die sie für 
ihre Wähler sein können, dann benötigen sie ein 
gemeinsames Grundverständnis. Jeder Einzelne 
muss wissen, wofür die Gemeinschaft steht und 
welche Werte und Prinzipien das gemeinsame 
Handeln leiten sollen. Aus einem solchen Rol-
lenverständnis ergibt sich eine gemeinsames 
Selbstbewusstsein, das sowohl den einzelnen 
Betriebsratsmitgliedern als auch gemeinsamen 
Aktionen Überzeugungskraft verleiht.“ (Reiche 
u.a. 2014, S.44)
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ter „Arbeitnehmerrechte“, „Chancengerechtigkeit“, 
„Qualifizierung“	 und	 den	 „Leistungsindikatoren“).	
Aber	auch	die	anderen	Bereiche	können	Hinweise	
auf arbeitsbezogene Themen enthalten. Beispiels-
weise stellt die Berliner Stadtreinigung unter dem 
Kriterium „Wesentlichkeit“ ihr Altersteilzeitprogramm 
für gewerbliche Mitarbeiter dar, die HEAG Holding 
AG beschreibt unter dem Kriterium „Beteiligung 
von Anspruchsgruppen“ (Bereich „Prozessmanage-
ment“) die Regelung zu Mitarbeitergesprächen, usw.
(Internet: www.deutscher-nachhaltigkeitskodex.de).

Darüber hinaus liefern beide CSR-Rahmenkonzepte 
(GRI und DNK) zahlreiche Hinweise auf Anforde-
rungen, die eine betriebliche Interessenvertretung 
an	 die	 Geschäftsleitung	 richten	 kann,	 um	 größere	
Transparenz bezüglich Unternehmensstrategie und 
Unternehmensziele herzustellen. Beispielsweise 
wird in der Umsetzungsanleitung der GRI unter dem 
Aspekt „Marktpräsenz“ der Indikator „Spanne des 
Verhältnisses der Standardeintrittsgehälter nach 
Geschlecht zum lokalen Mindestlohn“ erläutert. 
Oder unter dem Aspekt „Lokale Gemeinschaften“ 
beschreibt der Indikator G4-S02 die Bedeutung von 
„Geschäftstätigkeiten mit erheblichen tatsächlichen 
oder potenziellen negativen Auswirkungen auf lokale 
Gemeinschaften“. Darüber hinaus gibt es noch zahl-
reiche informelle Anhaltspunkte, die als Forderung 
formuliert an die Geschäftsleitung gerichtet werden 
könnten.	

Die Themen lassen sich nach den Handlungsebe-
nen	 „Betrieb“,	 „Wertschöpfungskette“	 sowie	 „örtli-
ches/regionales Umfeld“ strukturieren. Das steigert 
auf	der	einen	Seite	die	Übersichtlichkeit	und	hilft	auf	
der anderen Seite bei der Vorbereitung auf die Be-
wertung der verschiedenen Themen im Hinblick auf 
ihre Relevanz für die Vertretungsarbeit. 

3. Themenbewertung und Handlungsschwerpunkte

Die Bewertung der Themen kann nach verschiede-
nen Kriterien erfolgen. Eine einfache Methode be-
schreiben Reiche/Wietstock/Wolf (2014, S.58ff). Sie 
unterscheiden grundsätzlich zwischen den beiden 
strategischen Faktoren „Dringlichkeit“ und „Wichtig-
keit“ und bilden dabei vier Quadranten.

„A-Aufgaben“ (Quadrant I = Notwendig) sind so-
wohl dringlich als auch wichtig. Dabei handelt es 

sich um betriebliche Aktivitäten, die eine sofortige 
Reaktion der betrieblichen Interessenvertretung 
erfordert, wie zum Beispiel beim Stellenabbau.
„B-Aufgaben“ (Quadrant II = Qualität) sind zwar wich-
tig, aber nicht dringend, wie zum Beispiel die Strate-
gieentwicklung, Arbeitsplanung oder Weiterbildung.
„C-Aufgaben“ (Quadrant III = Täuschung) sind 
für die BI nicht wichtig, werden aber von au-
ßen	 „eingeflüstert“,	 sind	 also	 für	 andere	 wichtig.
„D-Aufgaben“ (Quadrant IV = Verschwendung) 
sind	weder	wichtig	noch	dringend,	zum	Beispiel:	„…
herzhaftes gemeinsames Jammern … „ (Reiche u.a. 
2014, S.61).

In andere Bewertungskonzepte werden der Ein-
fluss	 der	 betrieblichen	 Interessenvertretung	 und	
die	 betrieblichen	 Durchsetzungsmöglichkeiten	
einbezogen. (Internet: www.grazil.net/toolbox).
In	 die	 Bewertung	 der	 Themen	 können	 auch	 ge-
werkschaftliche	 Kampagnen	 einfließen	 wie	 zum	
Beispiel die Kampagne „Klare Regeln für Werkver-
träge - Missbrauch stoppen“ des DGB (Internet:
storify.com/DGB) oder die Kampagne „Gleiche Ar-
beit - Gleiches Geld“ der IG Metall zur Leiharbeit 
(Internet: www.gleichearbeit-gleichesgeld.de).

In verschiedenen CSR-Rahmenkonzepten erscheint 
der Begriff „Wesentlichkeit“. In der Umsetzungsan-
leitung der Global Reporting Initiative werden dar-
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über die Grundsätze der Berichtsinhalte (S.9ff) sowie 
eine Methode zur Ermittlung wesentlicher Aspek-
te und Grenzen im Umgang mit dem betrieblichen 
CSR-Engagement beschrieben (S. 31ff). Der Deut-
sche Nachhaltigkeitskodex beinhaltet eine eigene 
Kategorie „Wesentlichkeit“, in der die Unternehmen 
offenlegen sollen, welche Nachhaltigkeitsaspekte ei-
nen	wesentlichen	Einfluss	auf	die	Geschäftstätigkeit	
ausüben. Solche Begründungen, mit denen Unter-
nehmen die Bedeutung verschiedener Aspekte für 
die	Unternehmensentwicklung	beschreiben,	können	
betriebliche Interessenvertretung als Argumentati-
onshilfe bei der Bewertung und Zusammenstellung 
von Arbeitsschwerpunkten nutzen.

In der DNK-Darstellung des Spar- und Bauvereins 
(Dortmund) heißt es beispielsweise bezogen auf die 
Bedeutung der Aus- und Weiterbildung seiner Mit-
arbeiter/innen:	 „Die Aus- und Weiterbildung junger 
Berufseinsteiger zu Fachkräften der Immobilienwirt-
schaft galt in der Genossenschaft schon immer als 
Schlüsselaufgabe. Mehr als die Hälfte der aktiven 
kaufmännischen Mitarbeiter wurden im eigenen Un-
ternehmen ausgebildet; dass damit häufig eine in-
nerbetriebliche Karriere beginnt, zeigt die Vielzahl 
der aus den eigenen Reihen besetzten Führungs-
positionen.“ Die Märkisches Landbrot GmbH (Berlin) 
verlangt von den von ihr beauftragten Transportun-
ternehmen die Zahlung eines Mindestlohns (unter 
Kategorie	„Tiefe	der	Wertschöpfungskette“).

Sowohl der Deutsche Nachhaltigkeitskodex als auch 
die Global Reporting Initiative liefern eine Fülle an 
Informationen zu arbeitsbezogenen Themen, die 
in Verbindung mit betrieblichen Anforderungen und 
gewerkschaftlichen Unterstützungsangeboten die 
Bewertung und Auswahl der arbeitsbezogenen The-
men und Handlungsschwerpunkte für die betriebli-
chen Interessenvertretung erleichtern.

4. Handlungskonzept und praktische Umsetzung 

Die Entwicklung eines Handlungskonzeptes bein-
haltet die entsprechend der Themenbewertung und 
Auswahl der Handlungsschwerpunkte eine Festle-
gung der Prioritäten, von Verantwortlichkeiten und 
Zeitvorgaben, die Beschreibung des Bearbeitungs-
status	 sowie	 der	 zeitlichen	 und	 finanziellen	 Res-
sourcen. Das Handlungskonzept lässt sich grund-
sätzlich nach den drei Handlungsebenen Betrieb, 

Wertschöpfungskette	und	lokales/regionales	Umfeld	
strukturieren (siehe Kap. 4.1). Gerade auch mit Blick 
auf die außerbetrieblichen Handlungsebenen ist 
es	 außerdem	wichtig	 herauszufinden,	mit	 welchen	
Kooperationspartner/innen, bzw. Institutionen auch 
über die gewerkschaftliche „Heimatorganisation“ 
hinaus eine Zusammenarbeit notwendig oder er-
strebenswert	sein	könnte.

Auch hier lohnt sich ein Blick in die Dokumente des 
Deutschen Nachhaltigkeitskodex. Beispielsweise 
beschreibt die REWE Group in der Kategorie „Ar-
beitnehmerrechte“ die Einführung einer "Richtlinie zu 
Mindeststandards für den Einsatz von Mitarbeitern 
von Fremdunternehmen" auf nationaler Ebene. Die 
Igefa Handelsgesellschaft mbH & Co. KG berichtet 
über ein betriebliches Meldeverfahren, das die (auch 
anonyme)	Anzeige	von	Verstößen	gegen	die	Gleich-
behandlungs- und Chancengleichheitsgrundsätze 
des Unternehmens an einen Ombudsmann regelt. 
Die memo AG beschreibt ebenfalls unter der Kate-
gorie „Chancengerechtigkeit“ ihre Initiative zur Frau-
enquote, die bis 2013 auf über 60% und innerhalb 
der mittleren Führungsebene auf über 45 % gestei-
gert werden konnte.

Eine Fülle von Beispielen enthält darüber hinaus 
das „Handbuch zur Gemeinwohl-Bilanz“. Bei der Ge-
meinwohl-Bilanz handelt es sich um eine besondere 
Methode zur Beschreibung und Messung der gesell-
schaftlichen Verantwortung eines Unternehmens. 

„Wenn die Beschäftigten das höchste Gut in 
einem Unternehmen sind, werden ihre Angaben 
zu den Arbeitsbedingungen auf allen Etagen 
diskutiert und als ein Auftrag zur Qualitätsver-
besserung verstanden werden. Nägel mit Köpfen 
werden aber erst daraus, wenn auf dieser Basis 
Verbesserungsprozesse gestartet werden.… 
Umfrage und Auswertung bilden das Material für 
die Verständigung der Akteure über das Qualitäts-
profil der Arbeitsbedingungen, für die Erforschung 
der Ursachen von Fehlentwicklungen und für die 
Identifikation der dringlichsten Handlungsfelder. 
Auf dieser Basis werden Gestaltungsziele ver-
bindlich formuliert und die nötigen Änderungen im 
Arbeitsprozess vorgenommen“

ver.di: Gute Arbeit – die Betriebsbroschüre
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Verschiedene arbeitsbezogene Themen werden von 
der Stufe „Erste Schritte“ bis „Vorbildlich“ beschrie-
ben. Ein Vorschlag bezieht sich zum Beispiel auf die 
„Senkung der Normalarbeitszeit“ von maximal 10 
Überstunden	pro	Monat	als	ersten	Schritt	bis	zur	Ab-
senkung der durchschnittlichen Arbeitszeit auf 10% 
unter dem Branchendurchschnitt oder maximal 38,5 
Stunden (S.61). Durch diese Absenkung sollen zu-
sätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden. Solche 
und	 ähnliche	 Beschreibung	 können	 interessante	
und hilfreiche Hinweise für die betriebliche Interes-
senvertretung	 im	Hinblick	 auf	 die	Profilbildung	des	
eigenen Handlungskonzeptes liefern.

Hilfe bei der Planung und Durchführung praktischer 
Maßnahmen	 können	 auch	 die	 Projektbeschreibun-
gen des ESF-Programms des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales (BMAS) „Gesellschaftliche 
Verantwortung im Mittelstand“ leisten. Im Rahmen 
dieses Programms wurden zwischen 2012 und 2014 
73 Projekte durchgeführt, 56 davon befassen sich 
mit dem Schwerpunkt „Arbeitsplatz“
(Internet: www.csr-vernetzung.de). Hilfreich sind 
auch die Praxisblätter für Betriebsräte, die die Hans-
Böckler-Stiftung	 zu	 bestimmten	 Themen	 wie	 bei-
spielsweise „Fachkräftemangel“, „Lernen im digita-
len	Zeitalter“	oder	„Flexible	Arbeitszeiten“	veröffent-
licht.
(Internet: www.boeckler.de)

5. Dokumentation und Ergebniskontrolle

Für die Dokumentation und Ergebniskontrolle liefert 
die Global Reporting Initiative ein umfangreiches 
Indikatorenset, zum Teil auch mit Berechnungsbei-
spielen. Dort werden zahlreiche arbeitsbezogene 
Indikatoren	 und	 Möglichkeiten	 zur	 Erfassung	 und	
Dokumentation beschrieben, beispielsweise unter 
dem Aspekt „Arbeitssicherheit und Gesundheits-
schutz“ Angaben zu Arbeitsunfällen, Berufskrank-
heiten, Ausfalltage, etc. (GRI-Umsetzungsanleitung 
S.154). Solche Informationen werden mit dem Hin-
weis auf die GRI-Indikatoren in der Datenbank des 
Deutschen Nachhaltigkeitskodex niedergelegt und 
veröffentlicht.

Bei der Berliner Stadtreinigung erscheinen beispiels-
weise bei den „Leistungsindikatoren (KPI)“ Angaben 
zur Anzahl der Arbeitsunfälle, der Ausfalltage und die 
Ausfallquote. Solche Informationen lassen auch Ver-

gleiche zu. So kann zum Beispiel die Ausfallquote 
des eigenen Betriebes mit der Ausfallquote anderer 
Betriebe verglichen werden. Dies ist auf der Inter-
netseite	 des	 DNK	 sogar	 branchenspezifisch	 mög-
lich, auch wenn die Suche ein wenig mühselig ist. 
Auch im „Handbuch zur Gemeinwohl-Bilanz“ gibt es 
viele Beispiele dafür, wie arbeitsbezogene Faktoren 
beschrieben	werden	können.	Über	den	DGB-Index	
Gute Arbeit lässt sich ebenfalls ein Themen- und 
Berichterstattungsprofil	 erstellen,	 das	 einen	 diffe-
renzierten Einblick in die betriebliche Entwicklung 
arbeitsbezogener Themen gestattet.

Es ist für die betriebliche Interessenvertretung aus 
mehreren Gründen vorteilhaft, arbeitsbezogene 
Themen systematisch zu beschreiben und dazu 
auch Indikatoren zu verwenden. Denn darüber lässt 
sich einerseits die betriebliche Entwicklung struktu-
rieren und z.B. im Rahmen von Personalversamm-
lungen darstellen. Andererseits verfügt die betriebli-
che Interessenvertretung damit über ein Instrument 
zur Evaluierung der eigenen Arbeit.

Die arbeitsbezogenen Kriterien und 
Leistungsindikatoren des DNK und der GRI

Die nachstehende Liste enthält einige wesentliche 
Themen/Faktoren des Deutschen Nachhaltigkeits-
kodex (DNK) und Indikatoren der Global Reporting 
Initiative (GRI). Zumindest ein Teil dieser Faktoren 
gehört	bei	den	meisten	betrieblichen	Interessenver-
tretungen zum festen Bestandteil ihrer Vertretungs-
arbeit.

Unter den gesellschaftlichen Kriterien des DNK be-
finden	sich	drei	(von	insgesamt	20)	Kriterien,	die	den	
Kerntätigkeiten betrieblicher Interessenvertretung 
zugeordnet	werden	können:

Kriterium 14 „Arbeitnehmerrechte“ behandelt 
die Einhaltung von national und international aner-
kannten Standards zu Arbeitnehmerrechten sowie 
die Beteiligung der Mitarbeiter/innen am Nachhaltig-
keitsmanagement.

Kriterium 15 „Chancengerechtigkeit“ befasst sich 
mit	 der	 Förderung	 von	 Chancengerechtigkeit	 und	
Vielfalt, Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz, 
Integration von Migranten und Behinderten, einer 
angemessenen Entlohnung und der Vereinbarung 
von Familie und Beruf im Unternehmen.
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Kriterium 16 „Qualifizierung“ schließlich widmet 
sich	 den	Maßnahmen	 zur	 Förderung	 der	Beschäf-
tigungsfähigkeit durch Weiterbildung, insbesondere 
auch	im	Hinblick	auf	die	demografische	Entwicklung.

Diese Kriterien sollen anhand von Indikatoren der 
Global Reporting Initiative (GRI der 4. Generation = 
G4) konkretisiert werden.

G4-LA6 beschreibt Art und Quote bezogen auf Ver-
letzungen, Berufskrankheiten, Ausfall- und Abwe-
senheitstage sowie die Anzahl der arbeitsbedingten 
Todesfälle.

G4-LA8 fordert Angaben über Gesundheits- und Si-
cherheitsthemen,	 die	 mit	 Gewerkschaften	 förmlich	

vereinbart wurden. Dieser Aspekt wird insbesondere 
im Rahmen von Haustarifverträgen interessant.

G4-LA9 enthält Angaben über die jährlichen Stunden-
zahlen	für	die	Qualifizierung	von	Mitarbeiter/innen,	dif-
ferenziert nach Geschlecht und Mitarbeiterkategorie.

G4-LA12 befasst sich mit der Beschäftigtenstruktur 
nach Geschlecht, Altersgruppen und anderen Diver-
sitätsmerkmalen, sowie mit der entsprechenden Zu-
sammensetzung der Kontrollorgane

G4-HR3 konkretisiert die Forderung nach Angaben 
zu der Anzahl der Diskriminierungsvorfälle und be-
züglich der ergriffenen Abhilfemaßnahmen. 
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Neben den GRI-Kriterien verweist der Deutsche 
Nachhaltigkeitskodex auch auf entsprechende Krite-
rien der EFFAS („European Federation of Financial 
Analysts Societies“), einem Netzwerk europäischer 
Finanzanalysten. Die EFFAS hat 2010 gemeinsam 
mit dem Deutschen Verband der Finanzanalysten 
(DVFA) eine Richtlinie zur Darstellung von Sozial- 
und Umweltaspekten in die Finanzberichterstattung 
herausgegeben („EFFAS-ESG“). Die GRI-und die 
EFFAS-Indikatoren überschneiden sich in vielen Be-
reichen, wobei die GRI-Indikatoren detaillierte und 
umfangreiche Beschreibungen beinhalten und einfa-
cher zugänglich sind (EFFAS nur in englischer Spra-
che!). Der DNK verweist auf insgesamt 16 EFFAS-
und 28 GRI-Indikatoren. In dieser Handlungshilfe 
werden nur die GRI-Kriterien herangezogen. Eine 
Beschreibung	der	EFFAS-(ESG)	Kriterien	findet	sich	
im Internet: www.effas-esg.com.

Über	 die	 im	 Deutschen	 Nachhaltigkeitskodex	 ge-
nannten GRI-Indikatoren hinaus gibt es noch eine 
wesentlich	 größere	Anzahl	 von	 GRI-Aspekten	 und	
Indikatoren, die den Kerntätigkeiten der betriebli-
chen	Interessenvertretung	zugeordnet	werden	kön-
nen,	zum	Beispiel:	

- Neueinstellungen und Fluktuation (G4-LA1),

- Rückkehrer/innen nach der Elternzeit (G4-LA2),

- Mindestmitteilungsfristen von betrieblichen Ver-
änderungen (G4-LA4)

- Kompetenzmanagement und lebenslanges Ler-
nen (G4-LA10)

- Leistungsbeurteilung und Karriereentwicklung 
(LA-11)

-	 Vergleich:	Vergütung	 von	Frauen	 und	 	Männern	
(G4-LA13)

Die GRI-Umsetzungsanleitung enthält noch zahl-
reiche weitere GRI-Faktoren, die zwar keine direkte 
Zuordnung zu den Kernthemen der Betriebs- und 
Personalvertretungsarbeit nahelegen, mit deren In-
halten sich aber viele betriebliche Interessenvertre-
tungen in der Praxis befassen (müssen). Dabei geht 
es um die Organisation eines Unternehmens, um 
Fragen der Unternehmensführung, um Werte und 
Verhaltensnormen, um betrieblichen Umweltschutz, 
um den wirtschaftlichen Erfolg und um Investitio-

nen, etc. Nicht alle diese in den GRI-Dokumenten 
beschriebenen Aspekte sind für eine betriebliche 
Interessenvertretung notwendig und nützlich. Be-
triebs-	und	Personalräte	haben	aber	die	Möglichkeit,	
sich bei den umfangreichen Beschreibungen wie in 
einem Baukasten zu „bedienen“.

Die GRI-Beschreibungen leisten auf verschiedene 
Weise Unterstützung für betriebliche Interessenver-
tretungen:

•	 bei	 der	 Auswahl,	 der	 Beschreibung	 und	 Doku-
mentation von beschäftigungsbezogenen Aspek-
ten

•	 im	Umgang	mit	 organisations-,	 wirtschafts-,	 und	
investitionsbezogenen Belangen von Unterneh-
men

Sie verfügen damit über eine umfangreiche Grund-
lage

-	 bei	der	Auswahl	und	Definition	eigener	Tätigkeits-
schwerpunkte,

- als Argumentationshilfe bei Verhandlungen mit 
der Geschäftsführung,

- für die Systematisierung der Vertretungsarbeit 
und

- als Dokumentationsbasis für die Berichterstattung 
etwa bei den Personalversammlungen oder für ei-
nen Rechenschaftsbericht.

Darüber hinaus bildet die GRI-Konzeption einen 
Referenzrahmen für betriebliche Interessenvertre-
tungen, die ihnen hilft, aus ihrer Perspektive zu de-
finieren,	wie	das	Profil	eines	gesellschaftlich	verant-
wortlich handelnden Unternehmens aussehen sollte.
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4.4 Vertretungsarbeit und Gesellschaftliche
 Verantwortung in der Wertschöpfungskette
Das	Geflecht	aus	Zulieferern	kann	sehr	umfangreich	
sein und ein großes Spektrum an Regionen und 
Staaten sowie mehrere Kontinente umfassen. Wie 
lässt sich gewährleisten, dass sich diese Zulieferer 
an internationale Standards im Hinblick auf sozial-
ökologische	 Anforderungen	 halten?	 Hier	 sind	 die	
Unternehmen gefordert, darauf hinzuwirken, dass 
Zulieferer bei der Vergabe von Aufträgen zur Einhal-
tung von Mindeststandards in Bezug auf Arbeits- und 
Menschenrechte sowie auf den Umweltschutz ver-
traglich	 verpflichtet	 werden.	 Darüber	 hinaus	 sollte	
sich das beauftragende Unternehmen das Recht 
vorbehalten, Kontrollen durchzuführen, bzw. durch-
führen	zu	 lassen.	Ein	Teil	solcher	möglichen	Nach-
weise besteht zum Beispiel in der Dokumentation 
und Berichterstattung entsprechend der verschiede-
nen CSR-Rahmenkonzepte oder in Form von Nach-
haltigkeitsberichten.

Diese Forderung wird nicht in allen Unternehmen 
durchzusetzen sein, denn es ist anzunehmen, dass 
sich die Beschäftigteninteressen von den Unterneh-
mensinteressen unterscheiden. Deshalb wäre es 
vorteilhaft, wenn betriebliche Interessenvertretungen 
eine eigene Strategie zur Bewertung von Zulieferern 
entwickeln, die ihre Perspektive widerspiegelt. Dazu 
wird die Notwendigkeit bestehen, eine Auswahl von 
Faktoren und Zulieferbeziehungen zu treffen, da es 
nahezu	unmöglich	ist,	das	gesamte	Zuliefernetzwerk	
zu erfassen. An dem Begriff der "Wesentlichkeit" im 
Konzept	der	Global	Reporting	Initiative	können	sich	
auch Betriebs- und Personalräte orientieren. Der 
Begriff wird verwendet, um bei der Darstellung der 
Unternehmensaktivitäten diejenigen Aspekte auszu-
wählen,	 die	 die	 wirtschaftlichen,	 ökologischen	 und	
gesellschaftlichen Auswirkungen wiedergeben und 
die Bewertung des Unternehmens durch die ver-
schiedenen Anspruchsgruppen (Stakeholder) maß-
geblich	 beeinflussen	 (GRI-Leitlinien	 S.17,	 Umset-
zungsanleitung S.10-11).

Für Betriebs- und Personalräte ginge es dabei eher 
um Beschäftigteninteressen und Menschenrechte 
mit der Perspektive, etwaige Zulieferer, bei denen 
Arbeits- und Menschenrechtsverletzungen festge-
stellt	werden,	zu	identifizieren	und	im	Unternehmen	

darauf hinzuwirken, diese Zulieferer gegebenenfalls 
zu ersetzen, falls die Mängel nicht abgestellt werden. 
Der Begriff „Wesentlichkeit“ wird in diesem Zusam-
menhang in einem doppelten Sinne verwendet wer-
den	müssen:	zur	Identifikation	der	wichtigsten	Zulie-
ferer und zur Festlegung von Kriterien zur Bewertung 
dieser Zulieferer. Darüber hinaus ist es wichtig, In-
formationsquellen zusammenzustellen, die eine Be-
wertung der Zulieferer nach den zuvor ausgewählten 
Kriterien		ermöglichen.

Die Auswahl der Zulieferer wird jede betriebliche 
Interessenvertretung den Zulieferbeziehungen des 
Unternehmens entsprechend nach individuellen Ein-
schätzungen treffen müssen.

Aspekte zur Bewertung von Zulieferern

Bei	der	Auswahl	der	Aspekte	können	die	Anforderun-
gen der CSR-Rahmenkonzepte, insbesondere des 
UN Global Compact und des Deutschen Nachhaltig-
keitskodex in Verbindung mit der GRI-Indikatorenli-
ste zugrunde gelegt werden. Empfehlenswert wären 
dabei zunächst die Faktoren der ILO-Kernarbeitsnor-
men, sowie andere Beschäftigungs- und menschen-
rechtsrelevante Faktoren mit einem direkten Bezug 
zu den Beschäftigteninteressen. In der GRI-Konzep-
tion handelt es sich dabei um die gesellschaftlichen 
Unterkategorien „Arbeitspraktiken und menschen-
würdige Beschäftigung“ sowie „Menschenrechte“ mit 
den Faktoren 

•	 Beschäftigung,

•	 Arbeitssicherheit/	Gesundheitsschutz,

•	 Qualifizierung,

•	 Gleichbehandlung/	Chancengerechtigkeit,

•	 Vereinigungsfreiheit/Recht	auf	Kollektivverhand-
lungen,

•	 Menschenrechte	(z.B.	Verbot	von	Kinder-	und	
Zwangsarbeit)

(GRI-Indikatoren LA1 - LA16 sowie HR1 - HR12). 
Insbesondere die Faktoren LA14, LA15, HR10 und 
HR11befassen sich mit der Bewertung der Lieferan-
ten hinsichtlich Arbeitspraktiken und Menschenrech-
te (GRI-Umsetzungsanleitung S.170, S.195).
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Informationsquellen zur Bewertung von Zulieferern

Um	Zulieferer	bewerten	zu	können,	werden	Informa-
tionen	entsprechend	der	Bewertungskriterien	benö-
tigt. Diese sind beispielsweise in Geschäftsberichten 
zu	 finden.	 Hier	 besteht	 unter	 Umständen	 die	 Ver-
pflichtung,	 nichtfinanzielle	 Leistungsindikatoren	 zu	
veröffentlichen.	Einige	Unternehmen	veröffentlichen	
solche Informationen auch freiwillig. Die Berichter-
stattung über die gesellschaftliche Verantwortung 
von Unternehmen orientiert sich zum Beispiel an 
den CSR-Rahmenkonzepten. Dort gibt es dann in 
der Regel entsprechende Hinweise etwa mit Bezug 
auf die DIN ISO 26000, die OECD-Leitlinien für mul-
tinationale Unternehmen, den UN Global Compact, 
den Deutschen Nachhaltigkeitskodex oder der Glo-
bal Reporting Initiative. 

Eine	 weitere	Möglichkeit	 besteht	 im	Nachweis	 der	
Einhaltung von Sozialstandards im Rahmen der 
Zertifizierungsinitiative	 „Social	 Accountability	 (SA)	
8000“. Seit 1997 besteht für Unternehmen und deren 
Lieferanten	 die	Möglichkeit,	 die	 aktive	 Übernahme	
sozialer Verantwortung durch einen weltweit gültigen 
Standard	zertifizieren	zu	 lassen	(vgl.	Rasche	 /	Lip-
pert 2005, Social Accountability International 2014). 
Oft	 sind	 die	CSR-Konzepte	 und	eine	Zertifizierung	
entsprechend der SA 8000–Initiative Bestandteil des 
Geschäfts- oder eines Nachhaltigkeitsberichts.

Darüber hinaus lassen sich Länderinformationen 
auswerten. Beispielsweise berichten die Vereinten 
Nationen, die Organisation für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa (OSZE), die Europäische 
Union sowie Menschenrechtsorganisationen wie 
Amnesty International oder Human Rights Watch 
über Menschenrechtsverletzungen. Andere Orga-
nisationen berichten über Arbeits- und Menschen-
rechtsverletzungen, aber auch über die soziale 
Verantwortung von Unternehmen, über positive Bei-
spiele und Projekte. Bei der Initiative „Südwind – In-
stitut	 für	Ökonomie	 und	Weltwirtschaft“	 findet	man	
zahlreiche Informationen zu den Themen Arbeit und 
Menschenrechte (Internet: www.suedwind-institut.
de). Hier sind auch Publikationen erhältlich, wie bei-
spielsweise zu den Arbeitsbedingungen bei der Le-
derproduktion.

Bei der „Christlichen Initiative Romero“ (CIR) sind 
zahlreiche Informationen über Unternehmen sowie 

über Länder zu beziehen. Die Initiative führt auch 
Kampagnen und Projekte durch. Beispielsweise 
zu Sozialstandards in der Berufsbekleidungsbran-
che	 im	 Rahmen	 der	 öffentlichen	 Beschaffung.	 An	
den	zahlreichen	Unternehmensprofilen	können	sich	
auch betriebliche Interessenvertretungen orientie-
ren, wenn es um die Beschaffung von Arbeitsklei-
dung im eigenen Unternehmen geht.
(Internet: www.ci-romero.de)

Eine in Deutschland bedeutende Initiative ist „Ger-
manwatch“, die sich für eine sozial gerechte, umwelt-
verträgliche	und	ökonomisch	tragfähige	Entwicklung	
engagiert. Germanwatch ist angebunden an ein um-
fassendes Netzwerk, das sich mit zahlreichen Initia-
tiven für eine zukunftsfähige Entwicklung einsetzt 
(Internet: germanwatch.org). Im „CorA“-Netzwerk 
(Unternehmensverantwortung = Corporate Accoun-
tability) setzen sich zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen für verbindliche Regeln zur Einhaltung von 
Menschenrechten, Sozial- und Umweltstandards 
ein. Eine weitere Initiative ist die „Kampagne für 
saubere Kleidung“ mit Regionalgruppen in ganz 
Deutschland, an der sich insbesondere auch deut-
sche Gewerkschaften beteiligen. Auch das „Aktions-
bündnis gerechter Welthandel“ hat Regionalstellen, 
beispielsweise im Ruhrgebiet (Essen).

Neben den Unternehmensberichten und den Infor-
mationen verschiedener Initiativen gibt es weitere 
Informationsquellen, die zur Bewertung von Unter-
nehmen	 herangezogen	 werden	 können.	 Das	 sind	
auf europäischer Ebene die Seiten der „European 
Justice“ mit Unternehmensinformationen über natio-
nale Register (Internet: e-justice.europa.eu) sowie 
das „Europäische Unternehmensregister“ - EBR. 
In beiden Registern lassen sich Informationen über 
in Europa ansässige Unternehmen zusammentra-
gen. Zum Teil geben diese Register auch Auskunft 
über Unregelmäßigkeiten und Gerichtsverfahren. 
Im Gewerbezentralregister des Deutschen Bun-
desjustizamtes gibt es Unternehmensinformationen 
über Bußgeldentscheidungen und strafgerichtliche 
Verurteilungen.	Dort	 werden	 auch	Verstöße	 gegen	
arbeitsrechtliche Vorschriften, beispielsweise das 
Mindestlohngesetz, dokumentiert. Auch dies sind 
hilfreiche Informationsquellen für die Bewertung von 
Zulieferbetrieben.
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Nachhaltige Beschaffung

Zum	Thema	„sozial-ökologische	Beschaffung“	gibt	es	
bereits	 zahlreiche	 Veröffentlichungen,	 die	 sich	 zwar	
zum großen Teil auf das Beschaffungswesen von 
Kommunen beziehen, jedoch auch anderen Organi-
sationen und insbesondere Unternehmen wertvolle 
Tipps	 vermitteln	 können.	 Eine	 Übersicht	 über	 ver-
schiedene Themen fairer Beschaffung bietet die In-
itiative	„Werkstatt	Ökonomie“	(Heidelberg)	mit	Unter-
nehmens- und Produktinformationen sowie Bezugs-
adressen (Internet: woek.de). Beispielsweise gibt 
es Info-Material zur sozialorientierten Beschaffung 
allgemein (Europäische Union), zur sozialen Vergabe 
von Aufträgen im Bereich „Briefdienstleistungen“ (ver.
di) oder für Computer (WEED, DEAB, CorA-Netzwerk 
für Unternehmensverantwortung). Das Hessische 
Finanzministerium bietet im Rahmen des Projektes 
„Faire Beschaffung“ sieben Leitfäden für eine sozial 
und	 ökologisch	 faire	 Beschaffung	 für	 verschiedene	
Materialien an, darunter beispielsweise Bürobedarf, 
Computer oder Reinigungsdienstleistungen.
(Internet: finanzen.hessen.de)

Wenn das eigene Unternehmen als Teil eines Wert-
schöpfungsprozesses	als	Wettbewerber	eigene	Lei-
stungen	bei	der	Ausschreibung	öffentlicher	Aufträge	
anbietet,	 findet	 in	 der	 Regel	 eine	 Eignungsprüfung	
des	Bieters	statt.	Die	öffentlichen	Auftraggeber	ver-
langen nach den Tariftreue- und Vergaberichtlinien 
der Bundesländer zum Beispiel einen Nachweis dar-
über, ob die ILO-Kernarbeitsnormen (z.B. bezogen 
auf die Gründung eines Betriebsrates) oder die ge-
setzlichen Regelungen zur Bezahlung eines Mindest-
lohns eingehalten werden, ob Produkte recyclingge-
recht produziert und ob das Produkt oder das Unter-
nehmen	 nach	 sozialen	 und	 ökologischen	 Kriterien	
zertifiziert	 wurde.	 Eine	 Mitgliedschaft	 im	 Netzwerk	
des Deutschen Nachhaltigkeitskodex oder zumindest 
des UN Global Compact mit entsprechenden Nach-
weisen würde die Wettbewerbssituation des eigenen 
Unternehmens	bei	der	öffentlichen	Auftragsvergabe	
sicherlich erheblich verbessern.

Informationsquelle Gewerkschaften

Nicht zuletzt lassen sich auch gewerkschaftliche 
Kontakte für die Bewertung von Zulieferern nutzen. 
Auf	örtlicher,	regionaler	und	nationaler	Ebene	lassen	

sich solche Informationen sogar kurzfristig per Tele-
fon oder E-Mail beschaffen, indem die zuständigen 
Gewerkschaftsvertreter/innen kontaktiert werden. 
Gegebenenfalls lassen sich solche Kontakte auch 
über die eigene „Heimatgewerkschaft“ organisieren. 
Darüber hinaus existieren zahlreiche transnationale 
Gewerkschaften oder gewerkschaftlich organisierte 
Arbeitnehmerinitiativen.

Die gewerkschaftliche Dachorganisation, der in-
ternationale Gewerkschaftsbundes IGB mit Sitz in 
Brüssel, organisiert die internationale Zusammen-
arbeit der Gewerkschaften, die Durchführung glo-
baler Kampagnen und ist zuständig für Lobbyarbeit 
(Internet: www.ituc-csi.org). Auf Europäischer Ebe-
ne sind nationale und europäische Gewerkschafts-
verbände im Europäischen Gewerkschaftsbund - 
EGB (oder ETUC) organisiert (Internet: www.etuc.
org). Das TUAC (Trade Union Advisory Committee) 
ist ein gewerkschaftlicher Beratungsausschuss der 
OECD, der die Arbeitnehmerinteressen aus den 
34 OECD-Mitgliedsstaaten wahrnimmt (Internet:
www.tuacoecdmneguidelines.org). Darüber hinaus 
gibt es noch zahlreiche internationale Branchen-
gewerkschaften, beispielsweise für Metallarbeiter/
innen der internationale oder europäische Metall-
gewerkschaftsbund IMB oder EMB, für den Bereich 
Bergbau, Chemie und Energie die Internationale 
Föderation	der	Chemie,	Energie,	Bergbau-	und	Fa-
brikarbeitergewerkschaften (ICEM), in Europa die 
EMCEF, oder für den Textil- und Bekleidungsbereich 
die Internationale Textil-, Bekleidungs- und Lederar-
beitervereinigung (ITBKAV, in Europa der EGV-TBL) 
und noch viele mehr.

Durch die vernetzte Organisation werden Erfahrun-
gen ausgetauscht, Projekte initiiert und Projekter-
gebnisse	 veröffentlicht,	 Untersuchungen	 durchge-
führt und Informationen zusammengetragen. Die 
zunehmende internationale Vernetzung der Gewerk-
schaftsorganisationen	ermöglicht	es,	mit	multinatio-
nalen Unternehmen Vereinbarungen auszuhandeln, 
die für jeden Standort des Unternehmens Gültigkeit 
besitzen. Solche „International Framework Agree-
ments“ (IFAs) dürften in Zukunft mit der stärkeren 
Internationalisierung der Gewerkschaftsarbeit noch 
an	Bedeutung	gewinnen.	Über	die	weltweit	vernetz-
ten Gewerkschaften besitzen betriebliche Interes-
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haben. Den Kommunen entstehen dadurch erhebli-
che Folgekosten durch die Steigerung von Soziallei-
stungen. Erhebliche Probleme entstehen auch dann, 
wenn ein Standort - wie der PCB-Skandal im Dort-
munder Hafen - durch ein besonders schwerwiegen-
des Ereignis belastet wird. Gesundheitsgefährdende 
Arbeiten unter Missachtung arbeitsschutzrechtlicher 
Regelungen bei der Demontage PCB-belasteter 
Transformatoren hatten dort erschreckende Auswir-
kungen. Die Beschäftigten verloren ihre Arbeit, vie-
le von ihnen sind gesundheitlich schwer geschädigt 
und haben es schwer, Entschädigungsforderungen 
gegenüber der Firma und Erwerbsminderungsan-
sprüche durchzusetzen. Die Sanierung und Dekon-
tamination verursachen am Gewerbestandort außer-
dem	Kosten	in	Millionenhöhe.	

Die gesellschaftliche Verantwortung von Unterneh-
men geht weit über die Unterstützung von Vereinen 
und kulturellen Projekten hinaus. Sie hat zum Teil 
auch Bezüge zu den Kernthemen betrieblicher Inter-
essenvertretungen, die nicht auf Anhieb erkennbar 
sind. So ist beispielsweise die Frage der Veranke-
rung eines Unternehmens in der Region von großer 
Bedeutung, wenn es um eine Standortverlagerung 
und/oder eine Betriebsschließung geht. Ebenfalls 
von großer Bedeutung ist das Angebot an regional 
verfügbaren	qualifizierten	Fachkräften,	insbesonde-
re	mit	Hinweis	auf	den	demografischen	Wandel.	Wel-
che	Unterstützung	leisten	örtliche	Weiterbildungsin-
itiativen? Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit des 
Unternehmens	 mit	 den	 örtlichen	 Funktionsträgern	
und	den	Aufsichtsbehörden?	Wie	ist	das	Verhältnis	
beispielsweise	 zu	 den	 Arbeitsschutzbehörden?	 Ist	
eine	 vertrauensvolle	 Zusammenarbeit	 möglich,	 die	
auf	Prävention	 setzt	 und	 die	Beratungsmöglichkei-
ten	der	Aufsichtsbehörden	in	Anspruch	nimmt?	Oder	
vernachlässigt das Unternehmen die Zusammenar-
beit, was in der Praxis zu Nachteilen für die Arbeits-
platzsicherheit und den Gesundheitsschutz der Be-
schäftigten,	aber	auch	erheblichen	finanziellen	Be-
lastungen und Wettbewerbsnachteilen führen kann?

senvertretungen	 die	 Möglichkeit,	 sich	 über	 Zulie-
ferbetriebe Informationen zu beschaffen und gege-
benenfalls arbeitsbezogen mit den Zulieferbetrie-
ben Kooperationsvereinbarungen zu treffen – vom 
Informationsaustausch bis hin zur Durchführung 
von Maßnahmen beispielsweise zum Gesundheits-
schutz	oder	zur	Qualifizierung.

4.5 Vertretungsarbeit und gesellschaftliche
 Verantwortung auf der lokalen/ regionalen 
 Handlungsebene
Gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen 
bedeutet	 auch,	 eine	 soziale	 und	 ökologische	 Ver-
antwortung gegenüber dem lokalen Umfeld und der 
Region zu tragen. Denn die Bezüge eines Unterneh-
mens und einer betrieblichen Interessenvertretung 
zum	lokalen	und	regionalen	Umfeld	sind	vielfältig:	

•	 Die	Wohnorte	 der	 Belegschaften	 liegen	 in	 einer	
Entfernung zur Arbeitsstätte, die in der Regel 
mit einem überschaubaren Zeitaufwand mit dem 
PKW,	mit	öffentlichen	Verkehrsmitteln	oder	gar	zu	
Fuß bewältigt werden kann.

•	 Bestimmte	Dienstleistungen	für	das	Unternehmen	
erfordern ortsnahe Standorte der Anbieter.

•	 Unternehmen	sind	auf	qualifiziertes	Personal	aus	
der Region angewiesen.

•	 Sie	 pflegen	 ein	 gutes	 Verhältnis	 zur	 Politik	 und	
zur Verwaltung, wenn es zum Beispiel um arbeits-
schutz-, bau-, oder umweltrechtliche Genehmi-
gungen geht.

•	 Sport-	 und	 Kulturvereine	 oder	 Projekte	 werden	
von	Unternehmen	finanziell	unterstützt,	etc.

•	 Beschäftigte	engagieren	sich	in	den	Vereinen	der	
Region, sie sind gesellschaftlich, politisch oder 
gewerkschaftlich aktiv.

Lokale und regionale Beziehungen und Abhängigkeiten

Im Laufe der Zeit entsteht zwischen Unternehmen 
und regionalem Umfeld ein großes Spektrum an Be-
ziehungen. Besonders deutlich wird dieser Sachver-
halt, wenn ein Betrieb schließt oder verlagert wird. 
Dann entstehen in kürzester Zeit erhebliche soziale 
Brüche, die Beschäftigungslosigkeit und den sozi-
alen Abstieg der Belegschaftsmitglieder zur Folge 
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Lokale/ regionale Bezüge in den CSR-Rahmenkonzepten

In den CSR-Rahmenkonzepten kommt der Bezug 
des Unternehmens zum lokalen und regionalen Um-
feld in seiner Bedeutung nicht immer eindeutig zum 
Ausdruck. Im Kriterium 18 „Gemeinwesen“ des DNK 
heißt	es:	„Das	Unternehmen	legt	offen,	wie	es	zum	
Gemeinwesen in den Regionen beiträgt, in denen es 
wesentliche Geschäftstätigkeiten ausübt.“ Dort be-
findet	sich	auch	ein	Querverweis	auf	das

GRI-Kriterium EC1:	 	 „Direkt	 erwirtschafteter	 und	
verteilter wirtschaftlicher Wert“ im Zusammenhang 
mit einer Beurteilung der lokalen wirtschaftlichen 
Auswirkungen. Dies ist sehr vage und wenig hilf-
reich. Die GRI benennt an anderer Stelle jedoch 
wesentlich konkretere Aspekte im Zusammenwirken 
von Unternehmen und lokalen Gemeinschaften.

Das Kriterium SO1 befasst sich zum Beispiel de-
tailliert	mit	der	Frage	der	Förderung	lokaler	Gemein-
schaft und der Beteiligung von Anspruchsgruppen. 
Dort geht es um geschlechtsbezogene Fragen, um 
Umweltverträglichkeitsprüfungen, um die Einbin-
dung von lokalen/regionalen Anspruchsgruppen 
(Stakeholdern), um Gremien und Prozesse bezogen 
auf	die	Anhörung	lokaler	Gemeinschaften,	bezogen	
auch	 auf	 formelle	 Beschwerdemöglichkeiten	 und	
explizit auf Arbeitnehmervertretungen (Betriebsräte, 
Arbeitsschutzausschüsse, etc).

Kriterium SO2 befasst sich mit erheblichen nega-
tiven Auswirkungen auf lokale Gemeinschaften, um 
tatsächliche Auswirkungen, aber auch um die po-
tenziellen Risiken. Beispielsweise wird in diesem 
Zusammenhang	 die	 Bedeutung	 der	 sozioökonomi-
schen Infrastruktur (Gesundheit, Bildung), die des 
Unternehmens als Arbeitgeber und die Bedeutung 
des Ressourcenverbrauchs (Boden, Wasser, Luft) 
genannt.

Wesentlich für das lokale und regionale Umfeld sind 
aber auch die sozialen, beschäftigungsbezogenen 
und	 ökologischen	 Themen,	 die	 in	 einem	 anderen	
Zusammenhang in den CSR-Rahmenkonzepten ge-
nannt werden, aber einen direkten oder indirekten 
Bezug zum Unternehmensumfeld haben.

•	 Aus	 den	 Wechselbeziehungen	 zwischen	 Unter-
nehmen und dem lokalen und regionalen Umfeld 
ergeben sich auch für betriebliche Interessen-

vertretungen neue und interessante Blickwinkel. 
Wichtig	 sind	 die	Möglichkeiten	 einer	 Beteiligung	
betrieblicher	 Interessenvertretungen	 an	 örtlichen	
Informationsnetzwerken und Kooperationsge-
meinschaften und an der Herausbildung solcher 
Initiativen.

•	 Bezogen	 auf	 das	 anfangs	 genannte	 Thema	 der	
Beschäftigungssicherung wäre es interessant 
herauszufinden,	 wie	 ein	 Unternehmen	 an	 den	
Standort gebunden werden kann, ob und wie be-
triebliche	 Interessenvertretungen	 darauf	Einfluss	
nehmen	können	und	mit	welchen	Anspruchsgrup-
pen bzw. Kooperationspartnern eine Zusammen-
arbeit sinnvoll wäre.

•	 Bezogen	auf	den	Arbeits-	und	Gesundheitsschutz	
stellt sich die Frage nach unterstützenden Struk-
turen auf lokaler Ebene, um die Situation in den 
örtlichen	Betrieben	zu	verbessern.

•	 Im	Zusammenhang	mit	den	Wertschöpfungspro-
zessen kann die Frage gestellt werden, ob eine 
stärkere Konzentration auf regionale Lieferbezie-
hungen dazu beitragen kann, die Beschäftigungs-
situation in den Zulieferbetrieben, dem lokalen 
Umfeld und letztlich auch im eigenen Unterneh-
men zu stabilisieren oder zu verbessern.

Hilfreich für CSR-Arbeitsbezüge: Örtliche Einrichtungen 
und Initiativen

In	 jeder	 Region	 und	 zumindest	 in	 größeren	 Städ-
ten existieren Initiativen, die sich mit solchen und 
ähnlichen Themen befassen. Oder es sollte die 
Möglichkeit	bestehen,	auf	entsprechende	Initiativen	
hinzuwirken.	 Beispiel	 Wertschöpfungsprozess:	 Die	
Industrie- und Handelskammern verfügen über bran-
chenbezogene Informationen ihrer Mitgliedsunter-
nehmen in der Region. Das Vergabe- und Beschaf-

fungszentrum der Stadt 
Dortmund und das 
Agenda-Büro bemü-
hen sich um eine sozi-
al- und umweltverträg-
liche Beschaffung und 
Auftragsvergabe. Die 

Stadt Dortmund ist mehrfach im Rahmen des Wett-
bewerbs „Hauptstadt  des  Fairen Handels“ ausge-
zeichnet	worden.	An	sie	können	sich	auch	betriebli-

Zahlreiche Unterstüt-
zungsmöglichkeiten
für Betriebs- und Per-
sonalräte im örtlichen 
und regionalen Umfeld
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che Interessenvertretungen wenden, wenn sie sich 
mit	 Fragen	 eines	 sozial-ökologisch	 verträglichen	
Wertschöpfungsprozess	befassen.

Überbetriebliche	Unterstützung	 leisten	die	örtlichen	
Gewerkschaften. Das Thema Arbeits- und Gesund-
heitsschutz	gehört	zu	den	Kernthemen	betrieblicher	
Interessenvertretung.	 Häufig	 existieren	 örtliche	Ar-
beitskreise zum Arbeits- und Gesundheitsschutz wie 
bei der IG Metall in Dortmund. Gegebenenfalls kann 
auch eine gewerkschaftsübergreifende Initiative 
zu	 diesem	Thema	 angestoßen	werden.	Möglicher-
weise existieren bereits entsprechende Aktivitäten 
auch in Kooperation mit anderen Institutionen wie 
zum Beispiel mit wissenschaftlichen Einrichtungen. 
Die Sozialforschungsstelle der TU Dortmund bei-
spielsweise bearbeitet den Forschungsschwerpunkt 
„Arbeitspolitik und Gesundheit“ mit zahlreichen Pro-
jekten	 und	 guten	Kontakten	 auch	 zu	 den	 örtlichen	
Gewerkschaften, zum Beispiel das Projekt „PragMa-
GuS“ - Pragmatisches Management von Gesundheit 
und Sicherheit, ein Beratungsprojekt für kleine und 
mittlere Unternehmen (im Internet: www.pragma-
gus.de).	 Betriebs-	 und	Personalräte	 können,	wenn	
Bedarf besteht, zu solchen und ähnlichen Initiativen 
einen	Zugang	über	die	örtlichen	Gewerkschaften	or-
ganisieren.

Es gibt noch zahlreiche weitere Beispiele für ähn-
liche	 Initiativen	auf	 örtlicher	 und	 regionaler	Ebene.	
Dazu	 gehören	 auch	 Weiterbildungsinitiativen	 wie	
das Dortmunder Weiterbildungsforum (dwf). Dieses 
Netzwerk versucht, durch die Zusammenarbeit mit 
arbeitsmarktrelevanten Partnern - darunter der DGB 
Dortmund-Hellweg - vor Ort ein umfassendes Wei-
terbildungsangebot in der Region bereitzustellen
(Internet: www.dwf-do.de). Die Regionalagentur 
Westliches Ruhrgebiet setzt arbeitspolitische Pro-
gramme des Landes um und richtet ihre Angebote 
an Beschäftigte und Unternehmen
(Internet: www.regionalagentur-wr.de). Dazu	gehört	
beispielsweise das "Regionale Netzwerk Demogra-
fie	in	der	Arbeitswelt".	Ein	weiteres	Beispiel	ist	das	
„Dortmunder Forum Frau und Wirtschaft“ (dffw) mit 
mittlerweile 150 Mitgliedern, das sich bereits seit 20 
Jahren mit der Gleichstellung von Frauen und Män-
nern in Unternehmen und Verwaltung befasst. Auch 

an diesem Netzwerk ist DGB Dortmund-Hellweg 
beteiligt. (Internet: www.dffw.de)

Über	 solche	 Initiativen	 hinaus	 sind	 die	 örtlichen	
Gewerkschaften in zahlreichen Gremien aktiv. Der 
DGB ist beratendes Mitglied in den kommunalen 
Wirtschaftsförderungsausschüssen.	 Arbeitnehmer-
vertreter/innen sind Mitglieder der Prüfungsaus-
schüsse von Industrie- und Handelskammern sowie 
von Handwerkskammern, ehrenamtliche Richter/
innen bei den Arbeits- und Sozialgerichten, sowie 
Mitglieder in den Jugendarbeitsschutz- und Berufs-
bildungsausschüssen. Es gibt noch zahlreiche ande-
re Verbindungen zwischen arbeitsbezogenen Belan-
gen	auf	Betriebsebene	und	dem	örtlichen	und	regio-
nalen	Umfeld,	die	über	die	örtlichen	Gewerkschaften	
hergestellt	werden	können.

Aber nicht nur die Gewerkschaften sind die Institutio-
nen, über die bestimmte Belange der betrieblichen 
Interessenvertretungen	 vermittelt	 werden	 können.	
Es gibt oft noch zahlreiche andere Institutionen, die 
bereit sind, auf Anfragen von Betriebs- und Perso-
nalräten zu reagieren und zumindest Auskünfte zu 
erteilen. Bei Fragen zur nachhaltigen Beschaffung 
können	 eventuell	 die	 kommunalen	 Beschaffungs-
ämter	behilflich	sein,	Bei	Fragen	zum	Umweltschutz	
kann man sich an die Umweltämter und bei Fragen 
zum	 Arbeitsschutz	 an	 die	 Arbeitsschutzbehörden	
wenden, zum Thema Energie gibt es entsprechen-
de regionale Foren. Einige der oben genannten Bei-
spiele beziehen sich auf die Region Dortmund. Dies 
steht exemplarisch auch für andere Regionen, in de-
nen es vielfältige Netzwerke und Institutionen gibt, 
die auch von betrieblichen Interessenvertretungen 
genutzt	werden	können.

Örtliche und regionale CSR-Netzwerke

Von besonderem Interesse sind CSR-Netzwerke, 
die sich auf lokaler und/ oder regionaler Ebene bil-
den. Die Absicht der Beteiligten, etwas im Sinne der 
gesellschaftlichen Unternehmensverantwortung tun 
zu wollen, ist zu begrüßen, kann aber auch rasch an 
Grenzen stoßen, weil die Aufgabe unterschätzt wird. 
Das zeigt sich in der Regel an einer vagen strate-
gischen Ausrichtung gepaart mit einem bestenfalls 
schemenhaften	 Arbeitsprofil.	 Handelt	 es	 um	 ein	
Unternehmensnetzwerk, in dem sich Unternehmen 
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teil an den Beschäftigungsverhältnissen vor Ort re-
duzieren und diese Forderung in den am Netzwerk 
beteiligten Unternehmen konkret umsetzen lässt. 
Dazu müssten die Netzwerkakteure allerdings auch 
bereit sein, sich mit solchen Themen zu beschäfti-
gen. Schließlich ist ein konstruktiver Umgang auch 
mit	 konfliktreichen	 Themen	 eine	 wesentliche	 Vor-
aussetzung	für	die	Funktionsfähigkeit	einer	örtlichen	
CSR-Initiative.

untereinander austauschen oder handelt es sich um 
ein Multistakeholderforum? Welche Anspruchsgrup-
pen sollen mit welchem Ziel beteiligt werden? Wie 
wird	die	Verbindung	zu	den	örtlichen	Unternehmen	
organisiert, die die Vorstellungen der verschiedenen 
Anspruchsgruppen aufnehmen und innerbetrieblich 
organisieren sollen? Wie werden Verantwortlichkei-
ten verteilt und wie lassen sich Verbindlichkeiten her-
stellen? Ohne eine klare Strategie ist zu befürchten, 
dass solche Netzwerke wenig Wirksamkeit entfalten 
und	 längerfristig	 nicht	 funktionsfähig	 sein	 können	
(vgl. Fürst 2002, Kleinfeld u.a. 2006, Taubken 2006).

Das betrifft insbesondere auch den Umgang mit ar-
beitsbezogenen	 Themen	 (Qualifizierung,	 Beschäf-
tigungsfähigkeit, Chancengerechtigkeit, Gesund-
heitsschutz, Flexibilisierung, Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf, Prekarisierung, Digitalisierung und 
Neuorganisation von Arbeitsprozessen). Solange im 
Umgang mit solchen Arbeitsbezügen kein deutliches 
Profil	 zu	 erkennen	 ist,	 werden	Arbeitnehmer/innen	
und Gewerkschaften Probleme bekommen, sich in 

lokalen CSR-Netz-
werken zu verorten 
und sich hier aktiv 
zu beteiligen. Auch 
dem Dortmunder 
C S R - N e t z w e r k 
fehlt es bisher an 
einer klaren Stra-

tegie. Zurzeit existiert lediglich eine gemeinsame 
Erklärung	örtlicher	Akteure	ohne	gewerkschaftliche	
Beteiligung (siehe Anhang). Ein CSR-Netzwerktref-
fen wird in unregelmäßigen Abständen von der Wirt-
schaftsförderung	Dortmund	organisiert.

CSR kann aber durchaus dazu beitragen, dass 
durch betriebsübergreifende Diskurse ein Gegen-
gewicht zur Verbetrieblichung arbeitsbezogener 
Themen entsteht. Dass die soziale Frage nach den 
Turbulenzen am Arbeitsmarkt durch die Agenda 
2010 und die Hartz-Gesetze wieder verstärkt in den 
Mittelpunkt gesellschaftlichen Interesses gerückt 
ist,	könnte	dabei	sehr	hilfreich	sein.	Dies	 lässt	sich	
durch die unmittelbare Nähe zu den Unternehmen 
und den Problemen vor Ort durch die Konkretisie-
rung von sozialen Ansprüchen durchaus thematisie-
ren.	Beispielsweise	könnte	sich	ein	CSR-Netzwerk	
mit der Frage befassen, wie sich der Niedriglohnan-

Örtliche und regionale 
CSR-Netzwerke müssen 
auch bereit sein, sich mit 
konfliktreichen arbeits-
bezogenen Themen zu 
befassen
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CSR-Netzwerk Dortmund
Gesellschaftliche Verantwortung wahrnehmen - die Region Dortmund stärken
Initiative für ein CSR-Netzwerk in Dortmund

1.  Wir sind überzeugt, dass das Engagement für die gesellschaftliche Verantwortung der Unternehmen im 
  gemeinsamen Interesse von Wirtschaft, Politik und Gesellschaft liegt. International wird dies als CSR 
	 	(Corporate	Social	Responsibiliy)	bezeichnet.	Die	Definitionen	von	CSR	gehen	auseinander.
	 	Wir	orientieren	uns	an	folgenden	Eckpunkten:

› „Corporate Social Responsibility (CSR) bezeichnet die Wahrnehmung gesellschaftlicher Verantwortung durch 
Unternehmen über gesetzliche Anforderungen hinaus. CSR steht für eine nachhaltige Unternehmensführung im 
Kerngeschäft, die in der Geschäftsstrategie des Unternehmens verankert ist. 
CSR ist freiwillig, aber nicht beliebig.“ (Nationales CSR- Forum, April 2009)

› „CSR ersetzt … nicht politisches Handeln. Die unternehmerische Verantwortung ergänzt vielmehr die politische 
und zivilgesellschaftliche Verantwortung und geht über den notwendigen gesetzgeberischen Rahmen hinaus. … 
Weder Politik, noch Wirtschaft oder Zivilgesellschaft sind in der Lage, die gewaltigen Herausforderungen unserer 
Zeit alleine zu lösen.“ (CSR-Aktionsplan der Bundesregierung, Oktober 2010.)

› Unter der Überschrift „Gesellschaftlich verantwortliches Handeln von Unternehmen“ haben die die Landesregie-
rung NRW tragenden Parteien im Koalitionsvertrag von 2012 - 2015 beschlossen: „Wir werden die Unternehmen 
in Nordrhein-Westfalen dabei unterstützen, ein langfristig angelegtes Konzept für Corporate Social Responsibility 
(CSR) zu entwickeln und daraus entstehende Chancen für innovative Produkte, Dienstleistungen und Geschäftsmo-
delle auszuloten, die zum Wohlergehen der Gesellschaft und der Umwelt und zur Schaffung hochwertiger Arbeits-
plätze beitragen.“

› Exemplarisch verbinden wir mit einer CSR-Strategie vier Handlungsfelder: Arbeitsplatz - Markt -Gemeinwesen - 
Umwelt. (vgl. Bundesprogramm 2011; s.a. Verantwortliche Unternehmensführung. 
Corporate Social. Responsibility (CSR) im Mittelstand. hg. v. UPJ-Bundesinitiative, Berlin 2007)

Es	ist	unser	gemeinsames	Anliegen,	Unternehmen	zu	ermuntern	und	zu	unterstützen,	die	Übernahme	gesellschaft-
licher	Verantwortung	als	Chance	und	Verpflichtung	zu	erkennen	und	umzusetzen.	Wir	halten	es	für	wichtig,	dass	
dies durch eine konstruktive gesellschaftliche Debatte begleitet wird. Darum gründen wir ein Dortmunder CSR-Netz-
werk und laden andere Akteure ein, dabei mitzuwirken.

2.  Die Gründung eines CSR-Netzwerkes, in dem sich Wirtschaft, Politik und Gesellschaft gemeinsam den Aufgaben  
  für Dortmund stellen, ist ein wichtiger erster Schritt. Besondere Glaubwürdigkeit verschafft es dem Vorhaben, dass  
  unterschiedliche Akteure mit individuellen Zielrichtungen und Interessenslagen zusammenarbeiten. Damit setzten  
  wir eine gute Dortmunder Tradition der Zusammenarbeit in gemeinsamer Verantwortung für unsere Stadt fort.

3.  Ziel ist es, ein selbsttragendes CSR-Netzwerk in Dortmund zu implementieren, das nachhaltig arbeitsfähig ist. 
  Insbesondere mittelständische Unternehmen sollen zur Mitarbeit eingeladen und bei der Umsetzung unterstützt 
  werden.

4.	 	Aufgaben	des	Netzwerkes	im	Einzelnen	sind:

•			Den	CSR-Gedanken	in	Dortmund	dauerhaft	zu	fördern	und	zu	verbreiten	und	eine	Plattform
  für den Dialog zu bieten, 

•			Unternehmen,	insbesondere	mittelständischen	Unternehmen,	die	Gelegenheit	zum	Know-how-Transfer
		in	diesem	Rahmen	zu	ermöglichen,

•			den	Austausch	zwischen	Gesellschaft	und	Unternehmen	über	Themen	der	gesellschaftlichen
		Verantwortung	zu	fördern,

•			unterstützende	Maßnahmen	mit	Hilfe	des	Netzwerks	zu	entwickeln.

Das Netzwerk ist offen für Kooperationen und überregionalen Austausch.

Dortmund, 26. September 2013
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CSR-Netzwerk
in Dortmund

Dortmund, 26. September 2013

Erstunterzeichner für die Initiatoren

Ullrich Sierau (Oberbürgermeister der Stadt Dortmund)

Superintendent Paul-Gerhard Stamm (Vorstandsvorsitzender der Vereinigten Evangelischen 
Kirchenkreise Dortmund)

Eric Lachambre	(COO	Chief	Officer	of	Operations	der	WILO	SE)

Erstunterzeichnung für die Kooperationspartner

Martina Blank ( Prokuristin TechnologieZentrumDortmund GmbH)

Ernst-Peter Brasse (Geschäftsführer der Unternehmensverbände für Dortmund und Umgebung)

Roland Klein (Vorstandsmitglied ASU e.V. - Die Familienunternehmer

Michael Radau (Vorsitzender Einzelhandelsverband Westfalen-Münsterland e.V.)

Handwerkskammer Dortmund

Für den Initiativkreis CSR-Netzwerk in Dortmund

Thomas Ellerkamp	(stellvertretender	Geschäftsführer	Wirtschaftsförderung	Dortmund)

Helga Kaiser (Director CSR/ Corporate Citizenship der WILO SE

Pfarrer Friedrich Stiller (Vereinigte Evangelische Kirchenkreise Dortmund)
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Martina Stackelbeck (Hg.)
Gefälligst zur Kenntnisnahme - 
Wie die neue Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik sich im 
östlichen	Ruhrgebiet	auswirkt
Sozialforschungsstelle Dortmund
Beiträge aus  der Forschung Nr. 146
ISSN:	0937-7379

Melanie	Mörchen
Praktikum als prekäre Beschäftigung - 
Ausbeutung oder Chance zur Integration?
Sozialforschungsstelle Dortmund
Beiträge aus der Forschung Nr. 149
ISSN:	0937-7379

Fair statt prekär
Mit der Schriftenreihe „fair statt prekär“ greift die Kooperationsstelle ein zentrales Problem der gegenwärtigen 
Arbeitsgesellschaft	auf:	die	zunehmende	Verunsicherung	von	Arbeitnehmerinnen	und	Arbeitnehmern	durch	
Flexibilisierung und Deregulierung der Beschäftigungsverhältnisse. „Precarius“ meint im Lateinischen so viel 
wie „auf Widerruf gewährt, unsicher, unbeständig“. Prekarisierung lässt sich in diesem Sinne umschreiben als 
sukzessive Rücknahme von Schutzregelungen, die zur Sicherung vor den Risiken der Lohnabhängigkeit in 
jahrzehntelangen Auseinandersetzungen vereinbart und erstritten worden waren. Schon längst geht es nicht 
mehr nur um die Bildung einer prekären Peripherie, auch die „Stammbelegschaften“ sind von der Destabilisie-
rung des Beschäftigungssystems betroffen – sei es durch direkte Deregulierung oder durch indirekt wirkende 
Einschüchterung.

Was	 in	 der	Wirtschaftspresse	 als	 „Freisetzung	 von	Marktkräften“	 gefeiert	 wird,	 empfinden	 die	 betroffenen	
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer schlicht als Zumutung und unfaire Behandlung. Proteste richten sich 
gerade auch dagegen, dass Unternehmen rücksichtslos ihren Vorteil auf Kosten von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern suchen. Dass Beschäftigte trotz harter Arbeit kein ausreichendes Einkommen erzielen, wech-
selnden Auftragslagen der Unternehmen ausgeliefert sind, Diskriminierungen und willkürliche Behandlung 
erdulden müssen – dies ist nicht nur ein Armutszeugnis für eine reiche Gesellschaft, es widerspricht auch den 
ethischen Grundsätzen einer Demokratie.

In	der	Broschürenreihe	„fair	statt	prekär“	werden	in	loser	Folge	verschiedene	Beiträge	veröffentlicht,	die	das	
gemeinsame Ziel verfolgen, die Wirkungen der Prekarisierung auf Arbeitsbedingungen und Lebenslagen in 
der Region präziser herauszuarbeiten. Der Schwerpunkt liegt dabei weniger darauf, Abweichungen von ei-
nem eher abstrakten Maßstab „Normalarbeitsverhältnis“ festzustellen. Es geht vielmehr darum, Prozesse der 
Prekarisierung zu erfassen und Ansatzpunkte für Interventionen im Sinne einer fairen Beschäftigung heraus-
zuarbeiten.

In der Reihe sind	bereits	erschienen:
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Manfred Koch 
Letzter Ausweg Leiharbeit?
Die	prekäre	Wirklichkeit	einer	flexiblen	Beschäftigungsform
Sozialforschungsstelle TU Dortmund
Beiträge aus der Forschung Nr. 154 
Dortmund 2007 
ISSN:	0937-7379

Klaus	Kock,	Ulrich	Pröll,	Martina	Stackelbeck
fair statt prekär
Überlegungen zur Analyse und Gestaltung von
Beschäftigungsverhältnissen in der Region
Sozialforschungsstelle Dortmund
Beiträge aus der Forschung Nr. 151
Dortmund 2006
ISSN:	0937-7379

Klaus Boeckmann 
Ende der Talfahrt?
Entwicklung	der	Beschäftigung	im	Östlichen	Ruhrgebiet
Sozialforschungsstelle Dortmund 
Beiträge aus der Forschung Nr.152 
Dortmund 2006 
ISSN:	0937-7379

Klaus Kock (Hg.)
Der Preis der Freiheit
Solo-Selbstständige zwischen Vermarktung, 
Professionalisierung und Solidarisierung
Sozialforschungsstelle TU Dortmund
Beiträge aus der Forschung Nr. 164 
Dortmund 2008 
ISSN:	0937-7379
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Klaus Boeckmann 
Geteilte Zeit - Halbes Leid?
Beschäftigungsverhältnisse von Frauen und Männern 
im Strukturwandel 
Sozialforschungsstelle TU Dortmund
Beiträge aus der Forschung Nr. 170 
Dortmund 2009 
ISSN:	0937-7379

Alexander Graetz, Sven Kathöfer, Klaus Kock

Einstweilig nicht im Ruhestand 
Eine empirische Studie über Motive und Hintergründe 
von Erwerbsarbeit jenseits der Altergrenze

Alexander	Graetz,	Sven	Kathöfer,	Klaus	Kock
Einstweilig nicht im Ruhestand
Eine empirische Studie über Motive und Hintergründe 
von Erwerbsarbeit jenseits der Altersgrenze 
Sozialforschungsstelle TU Dortmund
Beiträge aus der Forschung Nr. 178 
Dortmund 2010 
ISSN:	0937-7379

Sebastian Müller
Wie Wohnen prekär wird
Finanzinvestoren, Schrottimmobilien und Hartz IV 
Sozialforschungsstelle TU Dortmund
Beiträge aus der Forschung Nr. 181 
Dortmund 2012 
ISSN:	0937-7379

Klaus Kock 
Prekäre Beschäftigung und lokale Gewerkschaftsarbeit
Eine Fallstudie aus dem Ruhrgebiet 
Sozialforschungsstelle TU Dortmund
Beiträge aus der Forschung Nr. 168 
Dortmund 2009 
ISSN:	0937-7379
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Bestellungen	richten	Sie	bitte	an:

Kooperationsstelle Wissenschaft-Arbeitswelt
Iris Kastel-Driller
Evinger Platz 15
44339 Dortmund
Tel.:	0231-8596-140
eMail:kowa@sfs.tu-dortmund.de

Besuchen Sie auch unsere Internet-Seiten www.kowa.sfs.tu-dortmund.de mit weiteren 
Informationen zum Thema fair statt prekär.

Lioba Karbach
Übernahme ist Verhandlungssache
Eine empirische Studie über Aktivitäten von Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen für faire Beschäftigung 
Sozialforschungsstelle TU Dortmund
Beiträge aus der Forschung Nr. 190 
Dortmund 2014 
ISSN:	0937-7379

Klaus Boeckmannr
Standortentwicklung, Unternehmensverantwortung
und betriebliche Interessenvertretung
- dargestellt am Beispiel des Industrie- und  
Gewerbestandortes Dortmund-Hafen - 
Beiträge aus der Forschung Nr. 188 
Dortmund 2014 
ISSN:	0937-7379



Klaus Boeckmann

Kooperationsstelle Wissenschaft-Arbeitswelt
Sozialforschungsstelle Dortmund, zentrale wissenschaftliche Einrichtung der Technischen Universität Dortmund

Ziele
Organisation der Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft 
und Arbeitswelt; Zusammenführung, Entwicklung  
und gemeinsame Nutzung von praktischem und  
wissenschaftlichem Wissen

Arbeitsschwerpunkte 
•  Regionaler Strukturwandel und  

Beschäftigungssystem
•  Prekäre Beschäftigung
•  Arbeitsgestaltung in neuen Branchen 
•  Betriebliche Arbeitspolitik
•  Gestaltung guter Arbeit

Förderverein:
Die Kooperationsstelle wird vom „Verein zur Förderung der 
Kooperation zwischen Wissenschaft und Arbeitswelt in  
NRW e.V.“ unterstützt. Mitglieder sind Gewerkschaften,  
Hochschulen, wissenschaftliche und andere Einrichtungen 
der Region, Einzelpersonen.

Kontakt:
Kooperationsstelle Wissenschaft-Arbeitswelt
Evinger Platz 15 · 44339 Dortmund
Tel.: 0231/8596-140 · E-Mail: kowa@sfs-dortmund.de

Internet:
kowa.sfs.tu-dortmund.de

Den Betrieb in die Verantwortung nehmen
Gesellschaftliche Verantwortung von Unternehmen (CSR)

Wie sich CSR-Konzepte für die Vertretungsarbeit von Betriebs- 
und Personalräten nutzen lassen 




